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49. Plenarsitzung des Landtags Rhtinla.nd-Pfah: 

am 20. Januar 1949 

Beginn der Sitzung 9."20 Uhr. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren' Die 49. Sitzung des Land
t<1ges Rheinland-Pfalz .ist eröffnet.. 

Beisitzer der heutigen Sitzung sind die Abgeordneten 
J<'räulein Doerner und Herr Jacobs. Dii: Rednerliste 
führt Herr Jacobs. · 

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind die Abge
ordneten Bögler, Baumgärtner, Dr. Groß, Lenz, Lorenz. 
Röhle, Wagner, Frl. Dr. Weiß' und Frau Seppi. 

Die Tagesordnung umfaßt die Abwicklung der Rest
tagesordnung von der gestrigen Sitzung. Es ist ferner 
Antrag geE•tellt worden, zusätzlich die dritte Beratung 
dn€"3 Landesgesefzes über den Tarifvertrag (Druck
sache Nr. II/696), die zur Zeit noch vervielfältigt ,md 
später verteilt wird, durchzuführen. Widerspruch gege~ 
die Tagesordnung wird nicht erhoben. sie ist damit 
besch los-ren. • 

Meine Damen und Herren! Ich rufe zunächst auf 
Punkt 21 der Tagesordnung: Berichterstattung de'> 
Haushalts-· und Finanzausschusses zur Drucksache Nr. 
11/501 betr. Aufhebung der Landesverordnung vom 15. 
10. 1947 betr. Aenderung des Steuersäumniszuschlags. · 

Das Wort hat zur Berichterstattung Abgeoroneter 
Dr. Boden (CDU.). 

A bg. Dr. Boden: 

Meine Damen und Herren! Der Hausl;J.alts- und 
~'inanzausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 18. No~ 
vember 1948 mit dem Antrag der Demokratischen 
Partel in Drucksache II/501 beschäftigt. Bei 'den ob
waltenden Finanzverhältnissen des Landes erschien es 
nicht angebracht, die Absicht; die im übrigen das 
Finanziilinisterium schon früher einmal von sich aus 
durchgeführt hatte, nämlich eine -.Senkung des Ver-. 
säumniszuschlages von 5 auf 3 Prozent, die dann aber 
wieder,· namentlich aul!' Wunsch der Militärregierung, 
zurückgeführt werden mußte auf 5 Prozent, heute 
durchzuführen. Der' Finanzausschuß hat sich infolge
dessen einstimmig dafür ausgesprochen, dem Antrag 
der Demokratischen Partei nicht. stattzugeben und das 
Hohe Haus zu· bitfen, seinem Entschluß zu folgen. 

Prä si"d·e n t : 

Das Wort hat Abgeordneter Wohlebe11 (DP.). 

A bg. Wohleb~n: 

Ich darf vielleicht vom Platz aus sprechen. Nach dem 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusse; erg~bt 
sich, daß das Finanzministerium grundsätzlich die Auf-" 
fassung des Antrags der DP. teilt. In einer 'Zeit eines 
Preisniveaus, das zu berechtigten. Beanstandungen An
laß gibt, mutet es die Sl,euerpflichtigen etwas seltsam 
.:in. daß ein derartiger ll'oher Säumniszuschlag weiter 
fortb.estehen soll. Wenn heute vielfach über die man
gelnde Steuermoral geklagt wird, so soll man dabei 
nicht vergessen, daß Steuermoral zwei Seiten hat. Und 
:;:war wird Steuermoral nicht nur voßl Steuerpflichti
gen, sondern auch von qer Finanzbehörde verlangt. Ich 
bitte deshalb, daß die Landesregierung diesen Antrag 
zum mindesten als Material übernimmt, um mit der 
Militärregierung Verhandlungen aufzunehmen zwecks 
Senkung des Steuersäumniszuschlages au! den alten 
Satz von 2 Prozent. 

·------·- -· -----·-·-· 

Ptäsident: 

Ich glaube, damit kann diese Angelegenheit als er
ledigt betrachtet werden. Ich nehme an, daß die Re
gierung diesen Antrag als Material übernimmt. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 23 der Tagesord
nuog: Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
über die vorläufige Regelung der Niederlassung von 
Aerzten, Zahnärzten und Dentisten (Drucksache Nr. 
II/682/797). 

Das Wort hat Abgeordneter Dr-. Habighorst als Be
richterstatter des Sozialpolitischen Ausschusses. 

Abg. Dr. Habighorst: 

Meine Damen und Herren! Der Sozialpolitische Aus
schuß hat sich in seiner Sitzung vom 14: Januar mit 
dem Antrag der CDU. betr. Neuregelung des Nieder
lassungsrechtes für Aerzte, Zahnärzte und Dentisten 
befaßt. Die Vorsitzenden der Aerzte-, Zahnärzte- und 
Dentistenk.ammer wurden in der Sitzung gehört. Grö
ßere Schwierigkeiten bei der Niederlassung von Zahn
ärzten und Dentisten bestehen nicht, da die Zahl der 
Anträge sehr gering ist. 

Ein anderes Verhältnis ist es bei den Aerzten. Bei 
.den Zahnärzten handelt es sich am· etwa 20 Fälle, die 
zur Zeit noch strittig sind. Bei den Aerzten warten zur 
Zeit noch 600 Aerzte auf die Genehmigung zur Nieder
lassung. Der Vorsitzende · des Aerzteausschusses betont, 
9.3ß die Schwierigkeiten bei den Ärzten deshalb so 
groß seien, weil mit der Niederlas.,ung als Arzt. gleich
zeitig die Zulassung zur Kassenpraxis zur Zeit ver
bunden sei. fiiergegen werden berechtigte Einwände 
von den Trägern der Versicherungen gellend gemacht, 
die bei der Zulassung als Kassenarzt nicht beteiligt 
sind. Die seit dem Jahre 1945 durch die französische 

• Militärregierung gegebenen Autorisationen geben auch 
den Nicht-Kassenärzten das Recht zur kassenärztlichen 
Tätigkeit. Es ·wurde im Ausschuß die Meinung vertre
ten, däß eine Autorisdtion . durch die französische Mili
tärregierung, die anfangs eine Maßnahme zur Bereini
gung des Aerztestandes vom Nazismus und Militaris
mus darstellte, auf Grund der Ordonanz: 95 nicht mehr 
erforderlich sel. Der Minister für Gesundheit und 
Wohlfap.rt wurde gebeten, dleserhalb bei der französi
schen Militärregierung vorstellig zu werden. Nach Mei-
11ung des Ausschusses ist für die Erteilung der Appro
bation nach vorschriftsmäßig abgelegter Staatsprüfung 
und Ableistung des Medizinal-Praktikantenjahres allein 
der Minister für Gesundheit und Wohlfahrt ZU$tändig. 
Der Ausschuß hielt es für notwendig, daß umgehend 
eine vorläufige Regelung für die Niederlassung der 
Ärzte, Zahnarzte und Dentisten geschaffen werden 
soll, da bisher eine· einheitliche Regelung für das ge
samte Land nicht besteht. Es • bestand Einmütigkeit 
darüber, daß' die Niederl;issung als Arzt, Zahnarzt und 
Dentist durch die entsprechenden Kammern bzw. durch 
die bestehenden Ausschüsse erfolgen sollen, denen e8 

~ obliegt, die Unterlagen zu überprüfen, die zu einer 
Niederlassung berechtigen. Es wurde aber allgemein 
der Standpunkt vertreten, daß es notwendig sei, um 
eine :volle Objektivität ·bei der Niederlassung zu garan
tieren, aine zweite Instanz als Be.;chwerdeeinsatz ZU 

schaffen. Nach Ansicht des Aerzteausschusses wie auch 
des Sozialpolitischen Ausschusses ist es notwendig; wie
der Niederlassung und• Kassenzulassung voneinander 

•zu trennen. Es wurde für notwendig erachtet, eine be
sondere Zulassungsordnung zu schaffen. In den Zu
lassungsausschuß müßten neben Vertretern der Aerzte
standes-Organisationen Vertreter der Krankenkassen 
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als Träger der Sozialversicherungen berufen werden. 
Der Vorsitzende des Aerzteausschusses machte noch 
einige Ausführungen über die Notlage der Jungärzte . 
. Das starke Ueberangebot an Aerzten ist zum großen 
Teil au{ eine falsche Berufslenkung in der Vergangen
heit zurückzuführen. Hinzu kommt noch das Zurück
drängen der Aer:tte aus den Ostgebieten, in denen be
reits ein fühlbarer Aerztemangel besteht. Es wurde an
geregt, umgehend eine starke Drosselung des Medizin
studiums durchzuführen. Hiergegen wurde der Ein
wand erhoben, daß eine Normalisierung wahrscheinlich 
durch die Schle°chtere soziale Lage der Aerzte alsbald 
eintreten werde und · nicht zu verantwortei:i sei, wenn 
vielleicht besonders befähigte Bewerber hierdurch "om 
Studium aUsgeschlossen würden. · 

Der Sozialpolitische Ausschuß sJiiägt dem Hohen 
Hause in Drucksache II/797 in Abänderung des Antra
ges der CDtJ. Drucksache II/682 ein Landesgesetz über 
die vorläufige Regelung über Niederlassung von Aerz
ten, Zahnärzten und Dentisten vor. 

Präsident: 

MeinE' Damen und Herrt!n ! Sie haben dit: Ausfüh
n;ngen des Berichterstatte~s gehört. Ich eröftne die 
Hesprechung. 

Da~ Wort hat :ier Abg_eordnete Scheerer (SPD .). 

. A b g. S c h e ~ r e r : 

Meine Damen und Herren! Aus d~n Ausführungen 
des· Herrn Berichterstatters geht gan2: klar hervor, daß 
notwendig eine gesetzliche Regelung auf diesem Gebiet 
zu schaffen ist. Ich möchte ausdrücklich betonen, c!:,ß 
die R1:gelung, die hier geplant wird, eine provisorische 
und vorläufige sein muß und auch nur sein kann. Es 
J:,esföh\ ein dringendes Bedürfnis, daß diese. Fragen 
über die Bildung der Kammern, über die Niederlassung 
und Zulassung von Aerzten einer alsbaldigen gesetz
lichen Regelung bedarf. 

Wenn wir dieser Vorlage heute in dieser Form zu
stimmen, dann tun wir es nur deshalb, weil auch wir 
der Auffassung sind, daß dem Zustand, so wie er jetzt 
besteht, alsbald ein Ende bereitet werden muß. Ein 
Interesse an dieser Regelung haben nicht nur die 
Aerzte, sondern hat auch die Bevölkerung. denn der 
Krieg und seine Folgen haben den Gesundheitszustand 
weitestgehend erschüttert,· so d~ß heute mehr denn je 
dne sorgfältige ärztliche Betreuung und Heilbehand
lung erforderlich erscheint. V{enn wir aber auf der 
anderen Seite sehen, daß ein Ueberangebot an.Aerzten 
besteht, so haben wir beispielsweise in Rheinland
Pfalz zur Zelt 1000 Aerzte, die die Niederlassung be
sitzen aber 600 Aerzte stehen noch draußen und war
ten a~f die Niederlassi:ing, daß wir früher einmal auf 
2000 Personen einen Arzt rechneten und da,ß diese Zahl 
heute bereits auf 1500 herabgesetzt ist, so sehen wir an 
diesen paar Zahlen die Schwierigkeiten bei der Be
handlung des Problems. Es wi1d nicht allein möglich 
sein, durch Regelung der Nie<lerlassungsvorschriften 
hier zu einem befriedigenden Ergebnis zu kommen. Ich 

. muß darauf hinweisen, daß eine befriedigende Lösung 
auf die Dauer ges~en nur dann erfolgen k'lrnn, wenn, 
das mcdlzinische Studium gan'! star~ eingeschränkt, 
wenn nicht sogar vorübergehend ganz abgedrosselt 
wird. • 

Zu der Frage der Ausschüsse, die eigentlich hier zur 
Debatte steht, haben wir folgendes .zu sagen: Es ist 
eine bedauerliche Tatsache, daß zur .Zeit Niederlassung 
.und Zulassung gekoppl."lt sind und daß wir dem 

Wunsche Ausdruck geben, daß durch gesetzliche Rege
lungen, die alsbald zu erfolgen haben. dic.;,,e beiden 
Verfahren zu trennen sind. 

Wenn auf der einen Seite die Frage der Nieder
lassung vielleicht eine Angelegenheit der Kammer sein 
kann, w!?il sie im wesentlichen die Prüfung der fach
lichen Voraussetzungen durchzuführen hat, so ist auf 
der anderen Seite doch ein ·erhebliches Interesse der 
Versicherungstr"äger vorhanden, bei der Zulassung zum 
mindesten mitzuwirken, so wie es fruher einmal ,der 
r'all war. 

Wir stimmen also im ganzen gesehen der Vorlage 
zu, behalten um aber vor, im Sozialpolitischen Aus
!;chuß fU der Verordnung noch eingehend Stellung zu 
nehmen·, weil man darüber beü;pielsweise geteilter 
Meinung sein kann, pb das Organ, was jetzt als Be
schwerdeorgan gebildet werden soll, ein großer pari
tätisch zusammengesetzter Ausschuß oder· lediglich ein 
Schiedsausschuß sein soll. Es kommt darauf an, daß 
der derzeitige Zustand beendet wird und daß' dafür 
gesorgt wird, daß au! diesem Gebiet wieder alles in 
geordnete Bahnen gelenkt wird. Unter diesen Voraus
setzungen "stimmen ·wir der Vorlage ?.u. 

Präsident: 

Das Wort hat c:ier Abgeordnete Dr . Zimmn {CDU.). 

A b g. D r. Z i mm e r : 

Ich möchte zu den allgemein bekannten PNblemcn 
dieser Angelegenheit keine Stellung nehmen, aber 
einen besonderen Punkt herausgreifen, der mir doch 
einer gewissen Beachtung würdig zu sein scheint. E.~ 
:<cheint mir notwendig, daß beim Erlaß der Verordnung 
die Landesregierung auf die künftige Zulassungspraxis 
auch unter politischem Gesichtspu,nkt ihr besonderes 
Augenmerk hlnlenkt, wenn es möglich ist. Da scheint 
zum Beispiel der Geschäftsführer der Landesärztekam
mer von demokratischer Umerziehung nichts wissen zu 
wollen. Ein junger Artz, der aus Kriegsgefangenschaft 
zurückgekehrt ist, der bei der Wehrmacht wegen seiner 
demokratisch-antinazistischen Ueberzeugung benach
teiligt worden ist und in eine Schule kam zwecks 
nationalsozialistischer Umerziehung, wenn' dieser Mann 
dann über ei,n Jahr kämpfen muß, um überhaupt in 
eine Stellung zu kommen, dann scheint das mir durch
aus der Beachtung wert. Wir haben den Wunsch, daß 
diejenigen Aerzte, die sich unter dem Nazismus, wenn 
sie auch jung waren, tapfer gehalten haben und auch 
bei der Wehrmacht sich tapfer gehalten haben, heute 
nicht zum Dank dafür über die Schulter sehr kühl ,an! 
gesehen und schließlich nodl benachtei!gt werden. Dii> 
Zusammensetzung dieser Geschäftsstelle und der Ge~ 
smäftMührer scheinen mir ganz besonderer Beaclltlln~ 
wert. (Sehr richtig!) 

Präsident: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die· Besprechung. Ich rufe auf die § § l, 2, Einleitung 
und Ueberschr~ft. Wer in zweiter Lesung dem Gesetz 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. Ich stelle die einstimmige Annai1me 
fest. 

Wir kommen zur dritten Berato.1.ng. Ich erö!fne die 
Besprechl.j.llg und schließe sie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich rufe auf die § § 1 und 2, Einleitung und 
Ueberschrift. Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine 
Zustimmung geben will, bitte ich, sich vom Plar.z • 
zu erheben. Ich stelle die einstimmjge Annahme fest. · 
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Meine D3men und Herten! Wir kommen zu Punkt 2-t 
der Tage~ordnung: Zweite und dritte Beratung eines 
Landesgesetzes. zur: Sicbel'UDg des Landeshaushalts für 
das zweite Rechnungshalbjahr 1948, Berichterstattung 
Haushalts- und Finanza:usscbuß, Drucksache ß/6:lö, 
dazu Entschließungsantrag Drucksache 11/697. Das Wort 
hat der Abgeordnete Heep (SPD.) als Berichterstatter. 

Abg. Heep: 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie daran er~ 
innern, daß in der Dezembertagung des Landtags die 
Re-gierun,gsvorlage lI/636 deswegen nicht in dritter
Lesung angenommen werden konnte, weil damals die 
Grundlage dieses Gesetzes, der Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1947, von der Militärregierung noch 
nicht genehmigt und dementsprechend noch nicht in 
Kraft getreten war. Inzwischen 'hat die Militärregie
rung den Haushaltsplan 1947 genehmigt und hat auf 
die Auflage, über die vorher verhandelt worden war, 
verzichtet. Der Haushaltsplan 1947 ist rechtskräftig ge
worden. Damit ist die Grundlage für das Gesetz 
Drucksache II/656 up.d den damit zuc:,ammenhängenden 
Entschheßungsantrag Drucksache II/697 gegeben. Durch 
das Gesetz wird der Regierung für ihre finanz.ielJP-n 
Handlungen für das Rechnungsjahr 1948 die Grund
lage gegeben. Der Haushaltsplan 1949 soll bereits im 
nächsten Monat vorgelegt werden, so daß wir vom 
Rechnungsjahr 1949 .ab möglichst·früh wieder zu einer 
ordnungsmäßigen Finanz:verwaltung übergehen können. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß schlägt Ihnen 
vor, sowohl die Regierungsvorlage II/656 als auch den 
Entschließungsantrag II/697 anzunehmen. 

Präsid·ent.: 

Die Besprechung wird erqffnet. Wortmeldungen lie
gen nicht. vor: Ich schließe die Besprechung. Ich rufe 
zunächst auf: Drucksache II/656, § 1 und 2, Einleitung 
und Überschrift. . Wer diesem Landesgesetz in dritter 
Lesung seine Zustimmung. geben will, bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. - Die Gegenprobe! - Das Gesetz 
wurde gegen sechs Stimmen der Kommunistischen 
Partei angenommen. 

kh rufe nunmehr auf den Entschließungsantrag 
II/697. Wer dem Entschließungsantrag seine Zustim- . 
mung geben will, . bitte ich die rechte .Hand zu er
beben. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

'Meine Damen und Herren! Ich komme zu Punkt 26 
dc·r Tagesordnung: zweite und dritte Beratung eines 
L:mdcsgeseh:cs . übe.- die E.-hebung eines Zuschlages zu 
ikn Verwaltungs- und sonstigen Gebühren außerhalb 
der Justizverwaltung. (Gebührenzuschlagsgcseb:). ßr.
richterstaitung des Haushalts- µnd Finanzausschusses 
(Drucksache 11/'MO). 

Das Wort hat Abgeordneter •Dr. Boden (CDU.) als 
Berichten5tatter, 

Ab g. Dr. Boden: 

Meine Damen und Herren! Darf ich vom Platz aus 
sprechen? Der Haushalts- und ·Finanzaus~chuß hat sich 
in seiner Sitzung vom 13 . .Januar 1949 mit der Ange
le:;;enheit befaßt und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme vorzuschlagen. 

Präsident: 

Nach der Berichterstattung fat die Besprechung er
öffnet. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ru(e auf 
die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Landesgesetz in zweiter Lesung seine Zustimmung 

geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Ha'nd. 
Die Gegenprobe! - Das Gesetz· wurde in zweiter Le
sung gegen sechs Stimmen der Kommunistischen Partei 
angenommen. \ , 

\ 
Wir kommen z:ur dritten Beratung. Ic.:h eröffne die 

Bespredi.ung. Ich rufe auf die §§ 1, 2; 3, 4, 5, 6, Einlei
tung und Oberschrift. Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor.· Ich schließe die Besprechung. Wer dem 
Landesgesetz in dritter Lesung ·seine Z:ustimmung 
geben will, bitte lch, sich vom Platz zu erheben. Die 
Gegenprobe! - Das Gesetz wurde in ·dritter Lesung 
gegen sechs Stimmen der Kommunistischen Partei an
genommen.• . 

" 
Wir kommen zi. Punkt 27 der Tagesordnung: Be·

richter!:taUung des Haushalts- und Finanzausschusses 
zum. Antrag Nr. II/633 betr. Regelung der Fürsorge
kosten für Flüchtlinge, Evakuierte und Umq~iarticrfo. 
Als Berichterstatter des Haushalts- und Finanzaus
schusses hat das Wort der Abgeordnete Dr. Boden 
(CDU.). 

Abg. Dr. Boden·: 

Meine Damen und Herren! Ich bitte vom Platz. aus 
:sprechen zu dürfen. Der H,mshalts- und Finanzausschuß 
hat sich mit diesem Antrag der CDU. befaßt und hat 
auf Grund der Tatsache, daß inzwischen dieser An
trag durch die Annahme des Finanzausgleichs für 1948 . 
seine Erledigung gefunden hat, einstimmig beschlossen, 
del,'ll Hohe;i Hause vorzuschlagen. diesen Antrag der 
CDU. als erledigt zu betrachten . 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr . . Zimmer {CDU.). 

Ab.g. Dr. Zimmer : 

lch ... darf...kurz vom Platz ·aus dazu noch etwas be
merk~n. Ich persönlich bedauere diesen einstimmigen 
Beschluß des Haushalts- und Finanzausschusses, denn. 
ich glaube, <laß dieser Antrag durch den Finanzaus
gleich durchaus nidi.t in vollem Umfange erledigt ist. 
Er ist wohl zu einem großen Teil vielleicht erledigt. 
Ich hätte li.{!ber gesehen, wenn der Finanzausschuß die 
Sache noch einmal zur Überprüfung ve1·tagt hätte . . 
Denn zur Zeit ist es noch immer so, daß die Evaku
ierten den Gemeinden draußen zur Last fallen, die 
zufällig vielleicht 50 oder 100 Evakuierte aufochmen 
müssen. Ich will mich der Annahme nicht widersetzen. 
Vielleicht kommen wir ;gelegentlich noch einmal dar
auf zurück. 

Präsident : 

Sie haben die Berichterstattung und auch die Aus
führungen de-s Kollegen•Dr. Zimmer gehört. Wer für 
den Vorschlag des Finanzausschusses ist, bitte ich um 
Erh('bung der rechten Hand. - Die Gegenprobe1 -- Mit 
überwiegender Mehrheit angenommen! 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr zt.1 
Punkt 29 der· Tagesordnung: Landesgesetz iibrr die 
Neuregcluitg der Verbra:ichsstcuern, Drucksache 11/802. 
Ich habe Ihnen in der vorgestrigen Sitz:ung bereits ge
sagt, daß es sich um eine rein formelle Angelegenheit 
handelt, um ein Gesetz, das bereits angenommen 
wurde. Ich eröffne die Beratung für die zweite '· Le
sung und rufe auf Artikel 1, 2, Einleitung Jrnd Ober
schrift. Wortmeldungen lieg~n nicht vor. Ich schließe 
die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweiter Le.sung 
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11eine ZÜstlmmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe. Das Gesetz ist an
genommen gegen sechs Stimmen der Kommun.Lstischen 
Partei. 

. \ 
Wir kommen zur dritteh Beratung. Ich rufe auf 

Artikel _l, 2, Einleitung und Oberschrift. Wortmeldun-. 
gen liegen· nicht vor, ich schließe die Besprechung. 
Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, .bitte ich1 sich vom Platz ZU erheben. -
Ocgenprobe( - Angenommen gegen fünf Stimmen der 
Kommunistischen 'Partei. 

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihrten nun
mehr vor, den Punkt 31 der T~gesprdnung: ~ntrag der 
Fraktion der CDU. betr. Aufhebun1 der Steuerfrei
crcn:ze für Schwanarbeiter, Drucksache Il/76.3, durch
zuführen. (Zuruf: Die dritte Beratung des Tarifver
trages!) Die 'dritte Beratung · des· Tarifvertrages kann 
ich erst später durchführen, sobald die Drucksache, die 
gestern der Sozialpolitische und Recht3ausschuß zu
sammengestellt. haben, verteilt ist. Es witd Ihnen vor
geschfageill, 'diesen Antrag dem Hau:;:•halts- und Fi
nanzausschuß zu überweisen. Erhebt ;:1ich dagegen 
W,iderspruch? - E.s ist nkh.t der Fall. Es ist demgemäß 
bllschloruen. 

Von den beiden großen Fraktionen der CDU. und 
der SPQ, ist ein Antrag eingegangen auf Unterbt'e
chuni der Sitzung für eine Viertelstunde, damit über 
den /\ntrag der Fraktion der SPb. betr. Inkraftsetzung 
des Artikels 36 der Verfassung ·noch eine Besprechung 
S;ta ti!iri.deri kann. , 

Ich unterbreche daher die Sitzung und werde· sie 
gegen 10.30 Uhr wieder einberufen. Die Sitzung ist ge-
schlo.sscn. · 

. , .. '. 
Pause von 9.50 Uhr bis 12.25 Uhr. 

. . 
Präsfc:lent· • · 

Die Sitzung \t wieder eröffnet. Meine Damen und 
Hcl.Ten! Ich schlage vor, daß wir zunächst die dritte 
Lesung des Tarifvertrapgeset:tes vornehmen. Wider
spruch erhebt sich nicht. Ec, ist so beschlo.,sen. Die Be-· 
richterstattung1 des Rechtsausschusses übernimmt der 
Abgeordneie Dr. Rittetspacher. Ich erteile ihm .das 
Wort. 

A b g. Dr. R i t t e r.s p a c h e r : 
· M~ine Damen und Herren! . Die vereinigten Aus

schüsse, Sozialpolitischer Ausschuß und Rechtsausschuß, 
haben .sich .in einer gemeinschaftlichen Bespreclmng, 
die gestern zu später Abendstunde noch stattfand, 
über die Lage Ul').terhalten, die während der zweiten 
Lesung des Tarlfvertr.agsgesetzes durch die von der 
DP. gestellten Abänderungsanträge entstanden war. 
Die DP. hat ihre Anträge zum Teil aufrechterhalten, 
u·nd es mußte dal'ilber abgestimmt werden. Ganz kurz 
dar! ich Ihnen über das Ergebnis der Ausschußbera
tungen folgendes mitteilen: Der zu § l des Gesetzes 
gestellte DP.-Antrag, die Frage der Betriebsverfassung 
nicht einer tariflichen Regelung zu unterwerfen, son
dern sie überhaupt aus den tariflichen Verhandlungen 
auszuscheiden, v.mrde mit Stimmenmehrheit abgewie
sen. Der Ausschu3 betonte nochmals den schon in der 
Vormittagssit2.un'g vertretenen Standpunkt, daß es not
wendig sei, auch Fragen der Betriebsverfassung -der 
l.'flöglichkeit einer tariflichen Regelung zu unterstellen. 
ts wurde die Frage aufgeworfen und gestern abend 
bcsonde'rs betont: Was verstent man überhaupt unter 
einer Betriebsverfassung und· wie verhält sich die Be
triebsverfassung zu elner Betriebsordnung. Eine er-

schöpfende Auskunft konnte darübe,r nicht erteilt wer
den, weil es den eiluelnen Ausschußmitglledern .an 
einer genügenden ·Praxis fehlte. Man war sich aber 
eJn!g, daß eine Betriebsordnun.is nicht zu verwechseln 
ist mit einer Betrieb.wer!assung. Es wurden einige 
Beispiele angeführt, die u~ter Betriebsverfassung ein
zureihen. seien, zum Beispiel besondere Zuschüsse zur 
Krankenkasse, zur Werkkantine usw. Demgegenüber 
wurde darauf hingewiesen, daß namhafte Vertreter des. 
Arbeiterrechtes schon die Forderung vertreten haben, 

r daß auch Betriebsverfassungsfragen tariflich geregelt 
werden dürfen. Im übrigen wurde auch in der gestri
gen Ausschuß3itzung darauf hingewiesen, daß ja die 
B1tstimmung des·§ 1 le:HgHch eine ,.Kann-Bestimmun:;·· 
sei. Es ist daher nicht notwendig, daß betriebsverfas
sungsrechtliche Fragen tarifvertraglich geregelt wer
den, sondern es bleibt den Betrieben und de11 Ver
tragsparteien ilöerlassen, ob sie solche Vereinbarungen 
treffen. Es wurde inzwischen geregelt, daß die Ge
werkschaften keinerlei Druck auf die Arbeitgeber aus
üben wollten, sondern daß es den frzien Vereinbarungen 
beider j_'arifvertragsparteien überlassen bleibe, ob sie 
~berhaupt <jlie Tarifvereinbarungen iri den Kreis der 
Erörte1V~gen einbezie~en wollen. 

Bei § 2 wurde dem Wunsche Ausdruck gegeben, auch 
einzelne Arbeitgeber als Tarifvertragsparteien anzu
sehen,· aber es wurde wiederum darauf hing~wiesen, 
daß· hier die zwingende Bestimmung und der aus
drückliche Wortlaut des Artikels 54 der Verfassung 
entgegensteht, wonach nur Gewerkschaften und Ar- · 
baitgebervertretungen als tariffähig anzusehen sind. 
Der Ausschuß hat aber nicht verfehlt, darauf hinzu
weisen, daß eine politische und wirtschaftliche Not
wendigkeit vor allen Dingen schon im Interesse der 
Aufrechterhaltung des Arbeitsfriedens besteht, so daß 
auch Einzelfirmen in den Kreis der Tarifvertragspar
teien einzubeziehen seien. Es wurde · gestern abend 
vorgeschlagen, daß nach Erledigung und nad1 · An
nahme des Tarifvertragsgesetze3 später der § 2 in 
C>ntsprechender Weise zu .ergäm:en sei, daß aber gleich
zeitig mit dieser Behandlung, im 'Landtag auch Artikel 
54 der Verfassung entsprechend abzu'indern sei, wo
nach, wie gesagt, auch Einz.elarbeitgeber als Tarifver
tragsparteien anzusehen seien. Die bizonale Regeklng 
sieht ja ohne· :y.reiteres die Einbeziehung der Einzel
arbeitgeber vor, und es w:ire wünschenswert, wenn 
auch in dieser Hinsicht eine Rechtseinheit und Rechts-· 
gleichheit eintreten könnte. 

Bei der Beratung des Absatzes 2 zu § 2, der durch 
einen weiteren Antrag der DP. Gegenstand einer aus-

. giebigen Erörterung gemacht wurde, hat es sich darum 
gehandelt, ob und inwieweit Spitzenverbände, die in 
die · Tarifverhandlungen eingeschaltet werden und 
selbst als Tarifvertragsparteien auftrete/\ können, eine 
Haftung übernehmen können. Es wurde darauf hinge-· 
wiesen, daß die Zulassung einer" unbegrenzten Hartung 
den Bestimmungen des BGB. widersprechen würde. 
Man hat sich schließlich auf einen Vermittlungsvor- · 
schlag geeinigt, der auch q.ie allgemeine Zustimmung 

\der Ausschüsse gefunden hat. Es muß daher in dem 
§ 2 heißen: In diesem Fatle haften auch di~ S(:itzen
verbände für die Erfüllung nicht· ,,der tariflichen 
VHpflichtungen", wie es in dem ursprünglichen Text 
hE-ißt,' sondern „ihrer" tari'!llchen Verpflichtungen. 

Damit ist ganz außer Zweifel gestellt, daß es sich 
bei dieser Garantieübernahme nur um die Verpflich
tungen handelt, die bei den Tarifverhandlungen, die 
von den Spitzenv~rbmden geführt wurden, selbst von 
den Spit2.enverbänden übernommen wetden. 
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In diesem Sinne verstanden. kann diese Bestimmung 
keinerlei Bedenken mehr auslösQn. 

Bei § 4, meine Damen und Herren, wurde eine teil
weise neue Wortfassung gew1ihlt und gleichzeitig diese 
Bestimmung ergänzt unter Anlehnung an die bizonale 
Regelung, die ja vor einiger· Zeit zum Gesetz. erhoben 
worden 1st. Der DP-Antrag wollte hier ebenfalls eine 
Ablinderung des § 42, die von seiten der übrigen Aus
schußmitglieder abgelehnt worden· ist. Es handelt sich 
hier insbesondere um Fragen erstens der Zulässigkeit 
dner Verzichterklärung und zweitens um die Nach
wirkungsklausel. In erster Hinsicht wurde eine Fas
!iung gewählt, wie sie aus der Ihnen zugegangenen 
Drucksache II/813 ersichtlich ist, und deren Verlesiung ich 
mir daher ersparen kann. Es v.-,urde dann die Frage 
aufgeworfen, ob ein Verzicht vergleichsweise abge
geben werden kann. Auch hier wurde in einem eigenen 
Absatz 2 zu § 4 eine neue Fassung gewählt. Ganz neu 
wurde hier in die gesetzliche Regelut).g das Rechts
institut der Verwirkung aufgenommen. Ich bitte auch, 
aus der Ihnen zugegangenen Drucksache die Wort
fi,issung entnehmen zu wollen. 

Bei der besonders wichtigen Frage der Weitergeltuttg 
t:ines Tarifvertrages auch nach seinem Ablauf wurde 
eine Fassung gefunden, die zwar den Ansprüchen der 
DP. nicht völlig gerecht wurde, eine Fassung, die aber 
von der Mehrheit des Ausschusses gebilligt worden 
iSt. Es muß hier in dem neuen Absatz 4, ,der an die 
Stelle de~ bisherigen § 2 tritt, heißen, daß die Vor
schriften eines Tarifvertrages im Sinne des Para
graphen nach seinem Ablauf weiter gelten, bis sie 
durch neue Tarifverträge oder durch Betriebsverein
barungen ersetzt werden. In dem § 7 hat sich ein 
Druckfehler eingeschlichen. Es darf da nicht heißen 
.,eintreten", sondern. ,,eintragen". Auch· hier wurde dem 
Antrag der DP. entsprochen. Diese Worte wurden däS
halb .durch die Fassung ersetzt; ,,einzutragen sind". 

Im übrigen hat die Demokratische. ParteL_gestern _ 
1;1bend erklärt, daß sie zwar diesem Gesetzentwurf, <las
sen Verabschiedung dringend ·erwünscht ist, schon, im 
Interesse der Aufrechterhaltung des Arbeitsfriedens, 
!{einerlei Schwierigkeiten macht, daß sie aber Wert 
darauf legt zu betonen, daß sie an ihrer grundsätz-
lichen Auffassung festhält. , 

Ich bitte, meine Damen und Herren, unter diesen 
VorauGsetzungen dem Gesetzentwurf zvstimmen zu 
wollen. 

Präsident : 

' Nach der Berichterstattung ist die Bespredmng 'er
'öffnet. Wir w"llen die Ab.;timmung so durchführen, 
daß wlr ihr zugrunde legen die Drucksachen II/696, 
I!/745, II/776 und IIf813. Gesondert wollen wir bei den 
einzelnen. Abschnitten über die Drucksache II/812, das 
:::ind die Änderungsanträge der iDP., abstimmen lassen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben (DP.). 

A b g. W o h 11 e b e n : 

Der letzte Punkt des Abänderungsantrages haL sich 
erledigt, und ich möchte allgemein feststellen, daß die 
Beratung in den beiden Ausschüssen die Klärung ge
bracht hat, daß der Ausdruck „Betriebsverfassung" 
nicht klar ist. Es hat sich also durch _die Beratung i,n 
den Ausschüs.sen bestätigt, daß erst noch eine Beratung 
stattfinden müßte. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie noch auf 
einen Druckfehler aufmerksam machen: In § 7 muß es 
statt .,eintreten" .. eintragen" heißen. Ich bit.te. dies zu 
berichtigen .. 

Ich rufe nunmehr auf den § 1. Wer für die Aus
schußfassung 1st, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Das ist die überwiegende Mehrheit. Damit ist 
der Antrag der DP. gegenstand$los geworden. 

Ich rufe auf den § 2. w;~ für die Ausschußfassung 
· ist, bitte ich um Erhebung der rl?chten Hand. Ober den 
, § 3 braucht nicht besonders. abgestimmt zu werden. 

Ich rufe auf den·§ 4. Wer f.ür die Ausschußfassung 
ist, bitte ich. um Erhebung der rechten Hand. Mit 
überwiegender Mehrheit angenommen. Damit erübrigt 
sich die ;,,veitere Abstimmung. 

Ich rufe auf die§§ 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, Einleitung und 
Überschrift. 

Wer dem Gesetz in seiner Gesamtheit in der ctrlt
ten Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich. 
sich vom Platz zu erheben. - Gegenprobe! - Stimm
enthaltung. - Das Gesetz ist angenommen gegen eine 
Stimmenthaltung der Demokratischen Partei (Abgeord
neter Steger). 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr 
zu Pnnk.t 30 der Ta.gesordnung: Antrag der Fraktion 
der SPD. betr. Inkraftsetzung des Artikels 36 der Ver~ 
fassung (Drucksache II/'790). Wird das Wort zur Be
gründung gewünscht? Das Wort hat der Abgeordnete 
Cronenbold (SPD.). 

Abg. Cronenbold; 

Die Fraktion der SPD. hat den Antrag gestellt: ,,Die 
Inkraftsetzung des Artikels 36 der. Verfassung hat 
durch Landesgesetz zu geschehen.~ 

Die schriftliche Begründung dazu lautet: 

Der Oberkommandlerende der franz.ösischen Besat
zungszone, Herr Genel'al Koenig, hat der Landesregie
·rung mitgeteilt, daß die Bestimmungen des Artikels 36 
der Verfassung durch Beschluß der Landesregierung 
oder des Landtags in Kraft gesetzt werden können. 
Nach einer Verlautbarung des ,Herrn Kultusministers 
gedenkt dieser die Frage durch eine Verfügung zu er
ledigen. Das ist aber sowohl forme.II als auch bei der 
kulturpolitischen Bedeutung dieser' Frage unmöglich. 

Der fragliche Artikel lautet in seinem Hauptsatz: 

.. Die Ausbildung der Lehrer erfolgt in besonderen, 
nach Bekenntnissen getrennten Lehrerbildungsanstal
ten, die vom Geist des betreffend~n Bekenntnisses 
durchformt sejn müssen." 
Ich dar~ Sie daran erinnern, daß bei der Abstim

mung über die Schulartikel diese damals, im Mai 1947, 
mit etwa 52 v. H. angenommen wurden, daß aber in 
Rheinhessen und in der Pfalz diese Artikel durcl+ rund 
70' v. H. der Wähler ab.gelehnt wurden. Nach dieser 
Abstimmung fanden dann in der Waldesruh bei Mon
tab:mr eingeh<mde Besprechungen zwischen- den beiden 
großen Parteien statt. Man hat damals mündlich ein 
sogenanntes Stillhalteabkommen abgeschlossen. (Hört, 
hört!) In diesem Stillhalteabkommen · wurde, auch 
wieder mündlich, festgelegt, daß beide Parteien bereit 
seien, den Artikel 36 der Verfassung dahingehend Zbl 

ergänzen, daß die Lehrerbildung neben den nach Be
kenntnissen getrennten auch in simultanen Lehrer
bildungsanstalten erfolgen könne, so daß. in der Pra:x.is 
in den Regierungsbezirken Koblenz. Montabaur und 



····-···-i··-··-----·. 

49. Sitzung, 20. Januar 1949 1267 

Trier konfessionell getrepnte, im Regierungsbezirk 
Pfalz konfessionelle und simultane und im Regie
rungsbezirk Rheinhessen nur simultane Lehrerbil
dungsanstalten zu errichten wären. 

Es ist im Laufe des- September 1947, als es allmäh
licll spruchreif wurde, daß für Rheinhessen eine Päda
gogwchc Akademie erriclltet werden sollte, von seiten 
des Herrn Kultusministers auch das Versprechen gege
ben. worden, daß diese rheinhessische Akademie eine 
simultane sein würde. Nachdem wir monatelang uns 
daraut eingestellt hatten und an eine andere Tatsache 
gar nicllt mehr glaubten und fest damit rechneten, daß 
dies eine Tatsache ·sei, erschien nun vor einigen Wo
chen ein Artikel in Allgemeinen Zeitung, in dem sich 
Herr Minister Dr. SUsterhenn auf den Standpunkt 
stellte, daß der Artikel 36 rein nach der Verfassung· 
durchzuführen sei. Seit dieser Zeit machen wir uns in 
uns(.'/Cr Fraktion und im besonderen ~uch im gesam
ten Rhcinhessen Sorgen um die Ausbildung unseres 
Lehrernacllwuchses, weil' es ja in Rheinhessen noch 
n-iemals etwas anderes als simultane Lehrerbildungs
anstalten gegeben hat. Wir stehen de.malb auf dem 
Standpunkt, daß die Durchführung und Regelung des 
Artikels nicht durch einen Verwaltungsakt einfach 
vom Ministerium realisiert werden kann, sondern ein 
Akt· von so großer politischer Bedeutung ist, daß er 
nur unter Mitwikrung des Landtages geregelt werden 
kann. (Sehr richtig!) Wir l:}aben deshalb diesen Antrag 
gestellt und sehen in diesem Antrag den Auftakt ·dazu, 
daß .es höchste Zeit ist, daß wir für dieses Land nun ' 
auch· ein Schulgesetz scllaffen müssen. (Sehr richtig!) 
Ich dar! hier einen Satz anführen, aus 9em J:;tervorgeht, 
daß Vertreter der CDU. damals, als wir die Verfassung . 
in der Endabstimmung besprachen, auch dieser Mei
nung waren, denn Herr Hermans hat damals in einer: 
Rede gesagt: .,Solclle Elternbefragungen · zu regeln, 
wird Sache ~ri,es kommenden Schulgesetzes sein, das 
in der Verfassung erst gar nicht erwähnt zu werden 
braucht,· weil es als Ausführung der Rahmenbestim
mUDgen Mnz selbstverständlich ist." (Hört, hört!) Man 
erkennt oder hat damals ohne weiteres erkannt, daß 
die Durcllführung dieser Schulbestimmungen nun nicllt 
einfach au! Grund der Verfassur;ig erfolgen kann, son
'dem daß dazu Ausführungsb~stimmungen nötig sind 
beziehungsweise ein Schulgesetz, das so klar und deut-

. lieh ist, daß es in keinem Falle Mißdeutungen gel)en 
kann. 

Wir bitten über unseren Antrag abzustimmen, daß 
zunächst einmal bei der Regelung des Artikels 36 der 
Landtag eingeschaltet wird ·und daß dies nicht eine 
reln ministerielle Angeleg.enheit ist (Beifall). 

. 
Präsident: 

Das Wort hat nun Herr Staatsminister Dr. Silster
hcnn. 

Staat 8 mini s t er Dr. S ü s t er h e n n : 

Meine Damen und Herren! Ich nehme zu d ieser 
Frage nur von der rein rechtlichen Seite her Stellung 
und beschränke mich im übrigen darauf, Ihnen den 
historischen Verlauf dieser Angelegenheit zu scllildern. 
Herr Kollege Cronenbold hat Ihnen bereits den maß
gebenden Satz des· Artikels 36 unserer Verfassung vor
gelesen. Er lautet: ,,Die Ausbildut'lg der Lehrer erfolgt 
in besonderen, nacll Bekenntnissen getrennten Lehrer
blldungsanstalten .. " Dieser Satz ist ein Ted der Ver
fassung, ein genau so wesentlicher Bestandteil der 
Verfas.sung wie sämtliclle anderen Artikel auch und 
ist damit geltendes Recht. Dieses geltende Verfas-

sungsrecht konnte bei Inkrafttreten der Verfassung im 
Juni des Jahres 1917 nicht zur Anwendung und zur 
Durchführung gelangen, weil ein Veto der französi
schen Militärregierung entgegenstand. 

Die französische Militärregier1,mg hatte damals den 
· Standpunkt vertreten, daß sie die Lehrerbildung nur 
interkonfessionell g~regelt haben. wolle. Ich habe von 
dem Tage an, seitdem ich das Amt des Kultusministers 
~kleide, immer d_en Standpunkt vertreten, daß die 
französische, Militärregierung auf Grund der von 
Herrn Oberkommandierenden General Koenig erlasse
nen Verordnung Nr. 95 kein Recht habe, sich in diese 
interne deutsche Angelegenheit. einzumischen, sondern 
das dies nach dem Wortlaut der Ordonnanz 95 eine 
rein deutsche Frage sei. 

Der Landtag hat ganz generell diesen Standpun\t 
auch in einer vom Kulturpolitischen Ausschluß vorge
schlagenen Resolution hinsichtlich der Kompetenz
abgrenzung zwischen der Militärregit-rung und den 
deutschen Instanzen auf diesem Gebiet bestätigt. Diese 
von mir seit ·dem ersten Tage meiner Amtsführung als 
Kultusminister eingeschlagene Linie habe ich dauernd 
beibehalten und habe bei jeder Gele~enheit in privaten 
Verhandlungen und auch in aller Öffentlichkeit er
klärt: ,,Diese Dinge müssen in deutscher ZÜständigkeit 
geregelt werden. 

Dieser von mir stets vertretene Standpunkt ist nun
mehr durch einen besonderen Erlaß des Oberkomman
dierenden, Hel.'.fll General Koenig, Anfang Dezember 
ausdrücklich anerkannt worden bezüglich dieses Ar
tikels 36, indem in diesem Erlaß gesagt wird: Dieses 
bisher von der Militärregierung eingelegte Veto gegen 
die Durchführung des Artikels 36 wird zurückgezogen. 

· Es wird die deutsche Z\lständigkeit für die Durchfüh
rung dieses Artikels hergestellt! Dabei wurde hinzu
gefügt: .,Die Durchführung hat entweder durch Be
schluß des Ministerrates oder aber durch ein Durch
führungsgesetz seitens des Landtags zu erfolgen!" Die
ser Hinweis des Herrn Generals Koenig, dlesc Alterna
tive, die Herr General Koenig gestellt hat, will kein~r
lei rechtliches Präjudiz darstellen, sondern will uns 
nur Möglichkeiten eröffnen, die wir im Rahmen der 
deutschen Rechtsord.nung auszuschöpfen haben. 

Ich habe eingangs gesagt, daß der Artikel 36 gelten
des Verfassungsrecht ist und daß dieser Artikel auch 
unmittelbar anwendbares Recht darstellt, denn er ist in 
diesem Punkt so klar und erschöpfend gefaßt, daß 
irgendwelclle Durchführungsgesetze zu diesem Artikel 
nicht notwendig sind. · 

Es handelt sich also, nachdem das französische Veto 
fortgefallen ist, darum, diesen Artikel in die Tat um
zusetzen. Die Durchführung, die praktische Verwirk
lichung dieses Artikels, ist ein Akt der Verwaltung, ist 
eine organisatorische Maßnahme. Diese organisatorische 
Maßnahme durchzuführen„ ist Sache der Landes
regierung. 

Wir haben in U{!Serer Verfassung in Artikel 77 aus
drücklich gesagt: .,Die verfassungsmäßige Trennung 
~er gesetzgebend1n, rechtsprechenden und vollziehen-
den Gewalt ist unantastbar." · 

Die Organisation und Durchführung einer soldlen 
Bestimmung wie des Artikels 36 ist ein Akt der voll- · 
ziehenden Gewalt, und es hat niemals ein echtes par
lamentarisclles ·system gegeben. in dem ein Parlament, 

. dessen Aufgabe in der Gesetzgebung beruht, VerwaI
tu~gsakte setzt. Der Antrag, der. hier von . der Sozial
demokratischen Partei ·eingebracht worden ist, will 
diese verfassungsmäßig festgesetztf:' Gewaltentremiung 
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aufheben und pralrtisch das Parlament zum . Setzer. 
zum Vollstr€cker eines Verwaltungsaktes machen. 

Gegez:i eine deratigE: Tendenz dieses Antrages muß 
ich die prinzipiellen verfassungsmäßigen Bedenken an
melden. Es ist die Aufgabe der Regierung, das zu' 
machen. 

An sich wäre das in einem derartigen Fall· Sache des 
einzelnen Ressortministers. Weil aber die franz:isisqie 
Militärregierung ihr Veto nur unter d·=r Bedingung ' 
zurückgezogen hat, daß die orgaisatorische Durchfüh- · 
rung entweder durch Ministerratsbeschluß oder durch 
den Landtag erfolgt, stehe ich auf dem Standpunkt, 
daß wegen dieser baschränkten Zurüc:kziehun,g des 
Vetos es eine Angelegenheit des Ministerrates ist, diese 
FJ"age zu regeln. Ich möchte gegenüber anderslautenden 
Auffassungen, wie sie in der Presse vertreten worden 
sind, hiermit ausdrücklich erklären, daß ich niemals 
daran gedacht und den Versuch unternommen habe, 
diese Dinge allein zu regeln, sondern es für mich eine 

· Selbstverständlichkeit war - und meine Ministerkol
legen aller Parteien können mir das bestätigen -, daß 
die Regelung dieser Angelegenheit durch Beschluß des 
Ministerrates durchzuführen sei. 

Es ist auch nicht richtig, wie von verschiedenen Zei
tungen behauptet worden ist, daß ich in einer Presse
erkl:irung erklärt habe, für eine Durchführungs'1erord
nung, wie dle „Freiheit" schreibt, sein kein R,aum. Icl1 
habe gessgt, für ein Durchführungsgesetz. sein kein 

• Raum. Es handelt sich hier um eine reine und klare 
Rechts-frage. 

Wenn der Herr Kollege Cronenbold darauf hinge
wiesen hat, dle Verfassung sei ja insgesamt nur mit 
einer Stimmenmehrheit vo'n 52 v. H. angenommen 
worden, so hat das r~chtlich auf die Frage ihrer 
Durchführung keinen Einfluß. Es ist mir nicht be
kannt, daß die französische Verfassung nach dem 
Kriege 1870/71, dle nur mit einer einzigen · Sfünme 
Mehrheii angenommen worden ist, von der ftanz.ösi
schen Regierung b :J, zuni Jahre 19'40 jemals· bestrlttetl 
und in Zweifel gezogen worden ist. Es kommt auch 
gar nicht darauf an, wie in di·esem oder jenem Bezirk 
uder in dieser oder jener Stadt das Ab; timmungs
ergebnls für oder gegen die Verfassung gewesen ist. 
Diese Verfass1.mg gilt für das ganze Land, und es 
·würde zu einer ganz unheilvollen Zerstörung jeglicher 
Rechtsgrundlage auch unserer politischen Arbeit füh
ren, wenn wir zu dem Ergebnis kämen und sagten: 
Die Verfassung gilt da nicht, wo sich nicht eine ent~ 
sprechende Mehrheit gefunden hat. Mit diesem Stand
punkt kann ich mich unter gar keinen Umständen aus 
rechtlichen Grü~den einverstanden erklären. über die 
Frage der interfraktionellen Verhandlungen, die ge-' 
führt worden sind, habe ich in meiner Eigensrhaf.t 
als Kultusminister keine Stellung zu nehmen. Es ist 
Sa.ehe der Vertreter meiner Fraktion, sich mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen. Wenn Herr Kollege Cro
nenbold auf Besprechungen zurückgreift, die im Sep
tember des Jahres 1947 geführt worden sind, und 
wenn er hervorhebt, daß ich ihm damals mitgeteilt 
hätte, daß beabsichtigt sei. die. Pädagogische Aka
demie in Worms als ,simultane Akademie zu schaf
Ien,so is~ diese Mitteilung de„ Herrn KoUegen. Croncn-

. bold durchaus richtig, wie ich hier in aller Öffent!kh
kdt dem Landt,ig mitteilen darf. Ich darf aber auf 
folgende Situation hinweiren: Die französische Militär
regicru1w, die damals. ihr Veto notjl in vollem ·um
fang aufrecllterhielt, stand prinzipiell auf dem Stand
punkt der simultanen Lehrerbildung, und in wieder
holten Verhandlungen hatten dle zuständigen Fach-

affiziere erklärt, daß sie nicht daran dächten. ·von die-
1· ,;em Standpunkt abzuweichen. Ich habe daher den 

Versuch gemacht, wenigstens die Position der fran
z.ösischen .Milltärregierung in etwa aufzulockPrn, indem 
ich der französiscl:en Militärre~ierung eine Art Kom
promiß vorgeschlagen habe des Inhalts, daß · wenig
stc;ns eine simultane. Akademie zu schaffon sei und 
daß im übrigen dann die bekenntnismäßige G~3tat-. 

· tung der anderen Akademien durchzuführen sei. An
. gesichts des bestelienden Vetos· · und der damaligen 

EinsteUung· der französischen Militärregierung wär.e 
dieser Kompromiß ein wesentlicher Schritt auf dem 
Wege der Verwirklichung der Verfassung g~wes~n. 

' Es w.:.r allerdings noch keine hundertprozentig~ · Er
reichung dessen, was in der Verfassung gesagt ist, son

. dern der Versuch, den Dingen doch näherzukommen. 
Die rechtliche Situatiqn ist natürlich, nachd~~1 das 
Veto der Militärregierung zu hundert Prozent zurü.c:k
gczogen ist, eine durchaus andere. Ich darf auch auf 
die eine Schwierigkeit hinweisen, der sich die Regie
rung ebenfalls ausgesetzt sieht. Wir sind als Minister, 
die wir den Eid auf die Verfassung geleistet haben, 
verpflichtet, die Verfassung zu beachten und die Be
stimmungen durchzuführen. Diese Verpflichtung ist 
sogar unter eine besond~rs scharfe und. nac:hhaltigro 
Sanktion ge:ietzt in Art.ikel 131 , wo es. heißt: .,Jede:s Mit
glied einer Regierung, das in oder bei seiner Amtsfüh

. rung die Verfassung oder ein Gesetz vorsätzlich oder 
grob fahrliissig verletzt oder die öffentliche Sicherheit 

· des La~des schwer gefährdet, kann noch innerhalb 
zehn Jahren nach seinem Rücktritt oder seiner- Ent
lassung vom Landtag angeklagt \Verden." 

Sie sehen aus diesen ·Sanktionsbestimmungen, unter 
welchem tatsächlichen juristischen' Druck ein Regle
rungsmitgued .gestellt und gezwungen ist, die Verfas
sung . ebenso durehzuführen, ·wie sie formuliert ist. 
(Zuruf Abg. Feller: Der Landtag kann den Druck von 
ihm nehmen durch den Beschluß!) Man weiß nicht , 
wie der Landtag nach neun Jahren · :t.usammenges~tzl 
sein wird, Herr Kollege Feiler, wo immerhi.n nocll die 
Möglichkeit besteht, ~i11en Minister wegen eines sol
chen Grundes zur Verantwortung zu ziehen. Wir wol
len nicht hoffen, daß. diese Situation eintritt, ab~r 
immerhin ist es möglich, daß irgendeine Landtags
mehrheit sicli finden v.<ürde, die es vielleicht dem M i 
nister nicht übelnehmen würde, wenn er in dieser ma
teriellen Angelegenheit gegen die Verfassung war, die 
aber gern diesen formellen Vorstoß auf~llen und aui'.-
1,;reifen und daraus mit entsprechender Landtags
m~htheit irgendwelche Konsequenze:n ziehen würde. 
Derartige Möglichkeiten und die Ausnutzung formeller 
Bestimmungen haben w.i.r in der Vergangenheit durch
aus erlebt. Im übrigen darf ich auf folgendes auf
merksam machen: jeder, der in der Verfassung b :::!i den 
Bestln1.mungen über den Verfassungsgerichtshof für 
legitimiert erklär t worden ist, das sind sämtliche Kör
perschaften des öffentlichen Rechtes, darunter fallen 
auch die Kirchen, es sind die Landtagsfraktionen und 
e:ine Reihe anderer legitimierter Ste-llen, hat die M:Sg
lic:hkeit einer sofortigen Anrufung des Verfas!:ungs
gcricht.shofes, um eventuell ein verfassungswidriges 
Handeln f~ststellen z.u lassen. 

· Es bleibt also praktsisch und juristisch keine andere 
M'Jgllchkeit, p ie Verfassung,bestimrmrni;:en durchzu
führen, solan~ sie in Kraft sind. (Beifa0Il CDU.). ' 

Präsident: 

.D.1S Wort hat .A.bgeordneter Hermans {CDU.). 

.. 
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Abg. Hcrmans: 
' Meine Damen und Herren! Herr ).College Cronenbold 

hat In: sclner Rede e!n Zitat aus meinen Ausführung~n 
vom 25. Aprll 1947 unmittelbar vor der Ab.:,timmung 
.über die Verfassung geb1-acht, ein Zitat, das wörflich 
genau so zutrifft, wie er es gebracht hat. Aber das 
Zltderen hat den einen .Nachteil, daß es leicht einen an
deren Slnn erhält filr die, denen der Vorgang nicht er
lnmirlich ist. Dieser Vorgang war ein sehr klarer und 
eindeutiger. Hätte der Herr Kollege Cronenbold sich tlie 
Mühe gemacht . das entsprechende Protokoll der Be
ratenden Landesversammlung auch hinsiclltlich der 
Ausführungen des zu diesem Punkt sprechenden Red
ners seiner eigenen Fraktion nachzulesen, dann würde 
er fe;,tgestellt haben, daß darin sehr stark darauf ab<>e
stellt war: die Notwendigkeit bei der F~eistellung d.et 
Wahl der Schul!orm nach dem Willen der Eltern 
Schulabstimmungen durchzuführen, werde zu einem 
gräßlichen Zank und Streit in sä{IlÜichen Ortschaften, 
vor allem in den Orten yon R,!leinhessen und der Pfalz, 
führen .. Ich h::ibe in m~inen Ausrührungen darauf ganz. 
kurz eingehen müssen und habe auch im Hinblick auf 
die Ausführungen, die die damali&l!:1 Herren Kollegen 
Cronenbold und Sehleder in den •schüssen gemacht 
hatten, ,in denen diese Frage endlos .erö.rtert · worden 
lst, nor.;h einmal für nötig erachtet, darauf hinzuweisen, 
daß man nicht die Verfassung derartig mit formellen 
Bestimmungen belasten könne wie denen über ·ct~n 
Modus derartiger Schulabstimmungen .. Es Ist vollkom
mim k!ar für jeden, der die Verhältnisse damals über
sah, an die sich ja eine sehr umkämpfte Abstimmung 
anschloJl, daß an p.em Grundsatz, daß die Schulartikel 
der Verfassung sofort geltendes . Recht sein soIIten, 
von mir zu allerletzt In irgendeiner Weise eln Abstrich 
hätte gemacht werde.0,· können. Die praktische Durch
füh.run.'g dieser geltenden Bestimmungen, soweit eine 
solch!! nicht bereits in ihnen geregelt war, durch ein 
Schulgesetz war allerdings selbstverständlich, und ist 
es auch noch heute. · Aus dieser Situation erklärt sich 
auch das~ was ,nach meiner Meinung ,Herr Kollege 
Croncnbold unter dem „Stillhalteabkommen" mißver
ständlich aufiefaßt hat. Man hat sich seiner Zeit dar
über unterhalten, daß es nicht notwendig sei, die noch 

'nicht abgeklärte Stimmung, di~ über d!ese Schulaus
einandersetzungen . damals . zwischen den Parteien 
hcrrachte, durch die sofortige Inangrl!!nahme der Ab
fossung dieser technischen Bestimmungen zu belasten 
und hat davon, wie ich glaube feststellen zu können, 
im beiderseitigen Einvernehmen und nicht ohne Nut
zen für die Zusammenarbeit bis heute Abstand ge
r.omrncn. 

P r ä s i d.e n t : 

Das Wort hat der Abgeordnete Matthes (CDU.}. 

Abg. M·atthes: 

Meine Damen und Herren! Ic!\ habe sowohl als Ab
geordneter als auch als ein Mann, der in seiner dienst
lichen Stellung über die Meinung der evangelischen 
Kirchenleitung im Bilde ist, hier folgendes zu sagen: 
Nach wiederholten dienstlichen Besprechungen mit den 
Bevollmächtigten filr d!e französische Besatzungszone 
unterliegt es gar keinem Zweifel, daß die Evangelische"' 
Klrche in Rheinhessen erwartet, daß die LehrerbiI
dung .filr d le · Folge konfessionell ausgerichtet. wird. 
(Hört! Hört!) Hierbei wurde mir ausdrücklich erklärt, 
daß man Schulform und Lehrerbildung zu unterschei
den vermag und auch unterschiedlich zu behandeln 
wünsche. Des welteren ist es sowohl für die Kir<f\en
lei tung als auch filr einen ga.nz großen Kre'is der evan-

' ' ' 

. .. .... .. ----·--------
geli~chen Bevölkerung in Iiheinhessen geradezu uner
t1·äglich, wenn in der Lutherstadt Worms eine andere 
als eine evangelische -J>i,kademie eingerichtet werden 
sollte. Im übrigen treten wir von der Christlich-Demo
kratischen Union nach wie vor filr dle Gleichb~rech
tigung sowohl der simultanen als auch. der konfe.:;sfo
nell gebundenen Schulform ein, so wie sie in Artikel 29 
u~serer Verfassung festgelegt ist und sie wie bis. zur 
Stunde von unserer Regierung loyal gehandhabt wor-

, den ist. (Beifall CDU.). 

Präsident : 

Das Wort hat ·der Abgeotdnete Steger (DP.}. 

Abg. Steger : 

Meine Damen und Herren! Es .ist bisher von d~r 
Verfassung gesprochen worden, und auch ich möchte 
mich auf die Verfassung stützen. Im Artikel 27 der 
Verfassung haben wir im 2. Ab3atz folgende Formu
lierung: .,Staat und Gemeinde haben das Recht und 
die Pflicht unter Berücksi<:hti~ung des Elternwilbns die 
öffentlichen Voraussetzungen und Einrichtun<>en zu 
schaffen, die eine geordn.ete Erziehung der °KJnd:)r · 
sichern." 

Meine Damen und Herren! Zu diesen Einrichtungen 
gehört nach unserer Auffassung selb,;tversländl!ch auch 
die Lehrerbildung, wie sie vorerst In Form von R:ih
menvorschrlften in Artikel 36 umrissen ist. Daß es ;;[c:h 

h ier um eine Rahmenvor.:;chrHt handelt, haben jed:m
falls wir damals in der Beratenden Landesvcr.2amm- • 
Iung angenommen und auch annehmen müssen, nach_. 
dem der Abgeordnete Hermans damals diese ·Erklärung 

· abgegeben hat. Diese ,t\nnahme ist uns durch diese tr
klärungen bestätigt worden. niern Erkl:irungen sind 
vorgelesen worden, und ich kann Ihnen nur nochnrnls 
versichern, daß ich sie so aufgefaßt habe. (Zuruf Abg. 
Dr. Zimmer: Haben Sie für die Verfassung gestimmt'r) 
Ich komme darau! zurück. Wir haben uns darauf ver
lassen, ·daß ein Schulgesetz kommen !:.Ollte, das ·di~sen 
ganzen Fragel1komplex regelt (Zuruf Abg. Hermaris: 
Aber nicht die Verfassung ändert]), und daß das, was 
in der Verfa;;.; ung steht, lediglich Rahmenbcstimm·.mg 
sein soll. Wir haben uns um so mehr · darauf verlas
sen, als wir unseren Kollegen Hermans als einen der 
scharfsinni~ten Juri:,ten des Landes und auch als 
einen der bedeutendsten Exponenten seiner Partei ken
nen. Also sind wir der Auffassung, wie sie auch von 
der SPD. vorgetragen worden ist, daß eine so wichtige 
Materie nicht durch Verwaltungsmaßnahmen gereJ(!lt 
werden sollte. kh bin dierer Auffassung auch dann, 
wenn gegen den Rechtsstandpunkt der CDU. nlchts 

. einzuwenden sein sollte. Es ist nicht einzusehen, d-iß 
diese Dinge durch Verwaltungsmaßnahmen geregelt 

· werden. wärum setzt man sich mit den Vertretern des 
Volke3 nicht zunächst zusammen, berät diese Dln~e. 
wenn man später doch zu Beratungen gezwungen wird, 
falls von allen Seiten Proteste ']5ommen? Um q:is zu 
vermeiden, vertreten auch wir de!\ Standpunkt, daß 
ein Gesetz geschaffen werden sollte zur Re;:e};ilng des 
ganzen Fragenkomplexes. Meines Wissen ha~n · wir 
damals von der vereinigten Fraktion de„ Sorlalen 
Volksbundes un~ der Liberalen Partei gefordert - ich 
habe damals dfn Antrag gestellt: .,Das Nähere re:~elt · 
ein besonderes Gesetz". Ich habe weiter Im ersten Ab
satz dieses Antrages Vorschläge gemacht, und ich habe 
im zweiten Absatz beantragt, daß die Artikel 28 bis 
36 zu streichen seien. (Zuru! Abg. Dr.• Zimmer: Das 
ist abgelehnt worden!) Das ist zweifellos, Herr Dr. z ·m
mer, auf Grund der Ausführungen geschehen, die un;;t'r 

,, "' ' ••• ·1 , ___ !.!..!!. " .,1•:.., ,.,,,1 /11,.!!:)_, ____ .1 ·. 
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Kollege Hermans· gemacht h:.it. Auf all~ ·.i''älle sird. dlese 
Ausführungen nicht ohne EinCluß auf unsere damaligen 
Ve:rhandlungen g~blieben. Wlr · haben eine reg:onale 
Regelung· durch das Ge.;,etz gefordert, und die Ab
stimmungen zur Schulfrage hab~n uns Recht ge~eben: 
in ,Rheinhessen .haben ca. "fO v. H . fü,r Wähler, für die 
Slmultanschule gestimmt . . . (Z~rut Abg. Schlick; Ist 
gar _nicht abgest-immt worden!) Es ist in der Schul
frage abgestimmt worden. (Zuruf Abg. Hermans; .,Es 
wird empfohlen, die Verfa~sLm~ zu 1e, en, dann klärt 
sich das auf.) Sachlich sehen wir auf alle Fälle au5 
d:1?sem Ergebnis die Einstellung· in !lheinh~en. Und 
wenn Ab~eordneter Matthes jetzt erklärt. die Evange
lische Kirche Rheinhessens ,vün:;che eine konfess.lonc.>!le 
Lehrerbildung, wünsche eine Änderung des gegenwär
tigen Zustandes, dann kann ich Ihnen r,ur sagen, daß 
zur Zeit der.Beratenden Landesversammlung diese Mei
nung noch nicht bestanden hat. In Rheinhessen ist m:in 
mich wie vor in der Bevölkerung auf d·em alten Stand-
punkt. · 

Meine Dam,en und Herrenr Ich empJehle jedenfalls,· 
diese ,Dinge nicht einfach vom ju.istisi:hen Standpunkt 
aus zu -betrachten. (Sehr gut!) Es. h:1t gar keinen Zweck, 

•sich auf formale Bestimmungen z.u berufen. Damit 
würden Sie uns nich.t beruhigen. Es kommt aber da.r
auf an, daß eine Beruhigung geschaffen wird. Die Leute 
in Rheinhessen sind beunruhigt, durch diese ganze Ent
wicklung. Meine Damen und Herren! Die Abstimmung 
hat damals in der Landesversammlung unseren Antrag 
zu Fall gebracht. Damals hat man gegen unseren Wunsch 
ge.stimmt, ein Gesetz zu schaffen. CDU. und· SPD.! 
Meine D3.men und Herren- von SPD.! Sie hätten da
n1als be;;;ser getan, darauf zu drängen, daß diese An
gelegenheit gesetzlich geregelt wird. Damals haben Sie 
gelacht, meine Herren! Und Sie. lache!} auch heute no::h 
über so ver.;;chjedenes. Sie lachen auch heu'te ?lOd'l oft 
über das, was kleine Parteien oder ein.e l~leine Partei 
vorbringt. Das erweist sich nicht immer als richtig. Hier 
haben wir nun den ,Fall. Ziehen Sie bitte die Nu~zan
wendung d:lraus. 

Jedenfalls habe ich zu erklären, daß wir den Antrag 
der SPD. aus den angegebenen Gründen unterstützen. 

Präsident:· 

Das Wort hat Abge01·dneter Dr. Wuermeling (CDU.). 

Ab g. Dr. Wuermel ing: 

Meine •Darrnen und Herren! Was die verfassungsrecht
liche Frage der Notvrendi~keit, der etwaigen Notwen
digkeit eines Gesetzes angeht, so glaube ich, daß E'S 

genügt, aui die Ausführungen, die klaren und rechtlich 
· :.:wingentlen Ausführungen, die 'Cler Herr M\niste-r so

eben gemacht hat, Bezug zu nehmen, um nicht schon 
Gesagtes nun noch zum drittenmal zu wiederholen, 
nachdem Herr Koliege Herrn.ans soeben auch eine ent
spreqi.errde Erklärung abgegeb~ hat. 

Ein· Schulgeset,z, u,in das noch zu sagen, kann und 
darf keine mat:eriellen Änderungen der Verf~ung. in 
~ich bergen, wie sie offensichtlich von einem Teil des 
Hauses hiei· angestrebt werden. (Zuruf · Abg. Bögler 
[SPD.}: W.ohe·r w isse11 Sie das?) Das haben.wir in den 
Ver'handiungen soeben gehört, Es sct c.enn, daß ein 
verfassungänderndes Gesetz 'beschlossen w ird, wenn die 
erforderliche Mehrheit s ich dafür findet. Ich. darf auch 
das eine nochmals wiederho~en: Das Abstimmun.gs.
ergebnis in <len einzelnen Landesteilen ist für die Fra~e 
der Gültigkeit•der Vetfassung .im gesamten Land völli~ 
belaI'1glos. (Zuruf: Aber poiJ.itisch nicht.) Mei~e Damen 
und Herren! Wo kämen wir hin. wenn wir in jedem 

Bezirk oder in jedem Kreis und Ort fragen würden, 
ob die Mehrheit der Bevölkerung s ich für diese oder 
Jene Verfass,ungsbesU.~ung erklärt hat, :und davon 
die Gültigkeit der betreffenden Vorschrift .a-bh.ängig 
machten. (Zuruf Abg. Hertel [SPD.]: Wir :haben eine 
Amtsvertretung im Rheinland.) I{!h komme mir, wenn 
ich dies alles n,och.mals wiede1ohole, so vor, als wenn 
icli einen Beweis dafür er·bringen müßte. daß 2X 2 = 4 
ist. (Zuruf: Sehr gut!) · · 

rm übrigen habe ich mit Interesse au~ den Ausfüh
rungen des Herrn Kollegen Ste.ger entnamm:m, daß bei 
der Verfassungeiberahm.g in der geratenden .Landes
versammlung sowohl die CDU. als au,cil die SPD. da
gegen ,gestimmt haben, dQß .ein Ausführ•un5sgesetz zu 
den Schulbestimmungen in der Verfassung vorgesehen 
y.rürde. Zu dl'eser Abstimmung scheint mil: ihr jetziger 
Antrag etwas in Widerspruch zu stehen. (Zuruf. Abg. 
Hertel [SPD.] : Das zitiert de,ilia1b Herr Kollege Her
mans.) 

· Mein,e Damen 'lind Herren! Lassen Sie mich aui die 
· Sache selbst k urz eingehen und gestatten Sie mir , daß · 
ich dle be:.dcn Fragen, dle so stark im Vordergrund der 
öffentlichen Disk~on stehen o:l~r ich darf auch sa,ge-.-1, 
von der SPD. so •k in den Vordergrund der öffent
lichen Diskussion ge-stel.'1t W10rden sind, daß ich diese 
zwei Fragen einmal ganz ruhig und sachlich und nüch
tern behandle. 

Es geht zuni;ichst um d'e Frage des ArUk,els 29 der 
Verfassung, die j a in der Presse im Zusammenhang mit 
der jetzigen Frage sehr eir,,gehend behandelt wur-.ie, 
das heißt um die F1·agt der konfessionellen und simul- · 
tanen Schulen, und ·dann um die Frage des Artikels 36 
Absatz 2 der Verfassung, der die konfessionelle Lehrer
bildung vorschx'e:bt. Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zu beiden Fragen einm;i,l von uns aus einiges 
sagen: . 

Die erste Frage des Art ike,Js 29 der Verfasmrig ist 
für uns zur Zeit übelihaupt nicht aktuell und wäre auch 
nie h:ier im Hause akut geworden, wenn sie nicht von 
der Linken arigerührt worden wäre. Wir 1ha,ben wed~r 
bei der Schaffung der Verfassung noch be'm Abschluß 
der Koalition d ie Absieh! gehabt, :rgendeinen Schul
kampf über die Fragen Konfesslons- oder Simultan- · 
schulen zu entfachen. (Zuruf Abg. Buschmann [KPD.}: 
oh' lala!) Wir haben auch nichts in d ieser Rid11ung getl:ln, 
sondern es kam uns lediglich darauf an, sicherzustel!en. 
daß den Eltern ihr verfassungsm?.ß:ges Recht , d \e 
Schulart 2;u bestimmen, ,gewährleistet wird. Soweit die 
Eltern m ' t dem jetzig,en Zustand einverstanden sind 
und ihrerseits keine Schritte untern.ahmen und unter
nehmen, haben wir nicht die m indeste Veranlassung 
und wir haben auch nichts gt!bm in dieser Richt·ung, 
eine Aktion ~n Gang zu setzen. 

Ich muß in diesem Zusammen.hang nun ei.nige Rich
. tigstellu'n.gen gegenüb<!r den verschiedensten Presse
meldungen vornehmen, ,die auch in -der 'letzten Zeit 
wieder veröffentlicht worden sind. Me:ne Dam~n und 
Herren! Diese Presseme-:tlun.gen erinnern sehr stark 
an die Propa~anda. d;e bei der Verfa-ssungsabstim:.. 
mung gegen die Sch.uliartikel in ,der jetzt gel'enden 
Fonn gemacht ,worden ist. Denn damails hat· .man t.?t-

~ächllqi. ich spreche das in aller .Klarheit aus, die 
Öffel).tli$keit dMin irregeführt, als ni da:s Be',enntnis 
zu den jetzt · geltenden Verfassungsartikeln ein Be
kenntnis dazu. daß die Konfessionsschulen im gan 7~n 
Lan1e e;ngeführt würden. fZuruf Al:ig. B&gler (SPD): 
DaS wollen Sie doch auch!) Me;ne Damen und Herren! 
Wi~ haben oft. ~enuq; zu ertd äten versu"ht. daß d.as 

· völl,ig unzutreffend ist, und · ich kann nicht and~re.s 
tun, als noehmals den Wortlaut. des Artikels 29 der 

t 
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Verfassung hier von der Tribüne des Landtags in aller 
Öffentlichkeit zu verkünden, 'der 'dahin lautet: ,,Die 
öffentlichen Volk:schulen sind Bekenntn:s- oder christ
l!che Simultan.schulen." Und dann folgt ein weiterer 
Absatz: ,,Die Wahl der Schulart steht den Erziehungs
berechtigten frei." Konfessions- und Simultanschulen 
stehen also völlig gielchberechtigt In Abhängi'gkeit vom 
Elternwillen in der Verfassung neben.einander, und 
niemand, der für diese Verfassungsartl'kel gestimmt 
hat, hat dafür gestimmt, daß die Konfessionsschulen im 
.c(anzen Land eingeführt werden sollen. 

Meine Damen und Herren! Das ist damals gesagt 
worden und d.as wird heute wieder gesagt und das 
wird verbunden mit einer weiteren Unrichti-gkeit. 

. . . 
1. wird materleµ wieder behauptet, die CDU wolle im 

ganzen Lande die Konfess>ionsschulen einführen, und 
2- wlrd überhaupt die aus der Luft gegriffene Behaup

tung .aufgestellt, -als wenn wir jetzt au! diesem Ge
biet :irgendeine Aktion unternehmen wollten. · . r 

Meine Damen und Herren! Ich ~rkläre Ihnen nam::!ns 
un~rer Fraktion:· Eine solche Absicht besteht weder 

. heute, noch hat eine solche Abs,:dü in der Vergangen
heit bestanden, und sie werden keine Stelle der CDU 
finden, keine autorisierte Stelle finden, die Sie auf ir
~end .eine andere Meinung ~estle,gen könnte. 

).?:eine Damen uml Herren! Ich möchte wörtlich -~in
mal zitieren, was in die~er Frage seitens der Presse 
in der letzten Zeit alles wieder verbreitet worden ist. 
Ich habe vor mir, dieses Mal nicbt ,,Die Freihei.t", ,an
dern die „Allgemeine ZeUui;i.gN, Mainz. iDa heißt es in 
d(.:r Nummer vom 17. Januar: ,,Im Jahre 1947 wurde in 
Rheinland-Pfalz. das Volk nicht nur um seine Meinung 
über die V~rfa.ssung, sondern auch darüber gefragt, ob 
die Volksschulen konf~lonellen Charakter tragen sol- · 
l~•n." (Zurufe: Hört, hört!) Das t,t nach dem, was kh 
eben erltlifrt l'yibe, nicht wahr. ,,Zwar stimmte im 
ganzen Lande eine Mehrl:)eit .für .den Artikel 36 der 
Verfassung, also für die }$:on:~ssionsschulen" - eine ab
wlute Unwahrheit, wobei ich ~er ganz davon absehe. 
daß man die Verfassung offensichtlich nicht nachge
lesen hat, denn dann würde man nicht hier den völlig 
falschen Artikel 36 bringen, SO?ldern den in Wirklich
keit diese Vorsdlriften enthaltenden Artikel 29. ,,Dieser 
heiklen Frage", heißt. es dann weiter, ,,ging man aus 
dem Wege durch ein Stillhalteabkommen der beideri 
'großen Partt!ien". (Zuruf Abg. Dr. Zlmmer (CDU.]: 
F'reihcit der Presseh 

Meine Damen und Herren! über dieses sogenannt,: 
Sti.Ilhalteabkommen muß von uns auch -ein Wort ge
sagt werden. Zunächst' darf ich festst.ellen, daß die 
Tatsache eine:;· angebli"chen Stillhalteabkommens bei 
i.:ns in der Fraktion erst durch die letzten Erklärun.;en 
und Forderunge,n der SPD bekannt• geworden jpt. 

Meine Damen und Herren! Ich bin damals teilweise 
auch in der Waldes.ruh bei Montabaur dabei gewese:1. 
Damals :kst von der SPD. sehr stark, odPr von einigen 

· Kreisen der SPD., sagen wir mal, sehr ~tark der Ver
such gemacht worden, die Inkraftsetzung der schul
politischen Artikel der Verfassung durch ein Koali
lionsabkommen hintanzuhalten. Wir h aben ur,s -geJcn 
diese Bestrebungen, weil .sie verfassungswidrig waren. 
grund.3ätzlich ausgesprochen und haben niemals •:ine 
dahin.gehende Zusage gemacht. Wir haben lediglich das 
t!rklärt, was ich eben &\:hon erklärt habe, daß wir ni<;h~ 
die Absicht hätten, jetzt nach Inkrafttreten der· Ver
!asstmg irgend einen Kulturkampf vom Zaune zu 
brechen oder unsererseits in Gang zu s.etzen. Wir haben 
darüber hinau.'I erklärt, <laß wir bei etwaigen derarti
_gen Bestrebungen bereit .,eien, mäßJgend auf etwaige 

Schärfen in einem von der Elternseite her· entstehenden 
Kampf einzuwirken. Wir waren aber keineswegs in der 
Lage, eine Zusage zu machen, durch die wir etwa den 
Eltern ihr ver!a.ssung.;:mäßiges Recht, ihre Forderungen 
zu stellen. streitig gemacht hätten. Das i.st das G:m:tt;!, 
was an dem sog. Stillhalteabkommen Tatsache ist. WP.i- · 
tergehend ist nichts gesprochen woro.en, und ich er
innere mich auch unserer Besprechungen innerhalb der 
Fraktion sehr genau, wo eine völlige Einmütigkeit da
hin bestand, daß wir ir,gendwelche verfassungswidrigen 
Zusagen unter keinen Um.ständen machen können. 

Meine Damen und Herren! Ich muß mich aber wei · 
terbeschäftigen mit einer Meldung des Sozialdemokr.:t
t.ischen Pres..;edienstes aus Hannover vom 3. Janu:lr 
1949, der unter der leider sehr unfreundlidten Üb'.!r
schrift: ,.Kulturkampf unter französischem Vorzeichen'· 
steht. Da heißt es zunächst: ,,Bei den Wahlen :wm 
Landtag in Rheinl,md-Ptalz im Jahre 19t7 wurd:m 
gleichzeitig Schulwahlen durchgeführt, die über .fä. 
Einführung der Konfessionsschulen oder der christ
lichen Simultanschulen entscheiden sollten." Meine Da
men und Herren! Ich stelle fest, daß hier wieder die
belbe Unrichtigkeit durch den Pressedienst verbreite\ 
wlrd, der ich hier gegenüber der „Allgemeinen Zeitung'· 
tben entgegenghreten bin. Es handelte sich ja nicht 
um eine Abstimmung darüber, ob Konfess1ons, un,j 
Simultanschulen je nach dem Elternwillen . gleichbe
r.echtigt nebeneinander stehen sollten. Auch hier unter
läuft dem Verfasser der Irrtum, daß der Artikel .36 
und nicht der zuständige. Artikel 29 zitiert wird, wobei 
auch ·hier wieder klar wird, daß der Verfasser s2,:h 
nicht einmal die Mühe gemacht hat, den Artikel d~r 
Verfassung überhaupt durchzusch~n. ehe · er die~c 
Äußerungen von sich gab. 

Meine Damen und Herren1 Nachher heißt es dan11 
weiter in die.;er Meldung betreffs Artikel 36, gemeint 
ist also Art. 29 - wie folgt: ,,Minister Schuman hat den 
Vertretern der Geistlidtkeit und der CDU. hinr(,ichend,~ 
Unterstützung in ihrem Kampfe für die Konfessions
schulen zugesichert. Später heißt es jn dem Artikel : 
,,Der Ministerrat soll darüber beraten, ob es im Augen
blick zweckmäßig 'ist, die Konfessionsschulen Im ian
zen Lande einzuführen, oder ob diese Frage vom Land
tag entschieden werden soll." - Und· dann später: ,,Der 
Ball, der von dem französischen· Generalgouv:erncur, 
dem deutschen Klerus und der CDU. zugeworfen wurde, 
Ü't von diesen mit beiden Händen aufgefangen worden .. 
Minister Dr.' Sü.sterhenn verl1mgt ·im Parteiorgan der 
CDU., dem „Westen", die Durchführung des Artikels 31\ 
citer Verfassung", heißt1 es . jetzt wi~er völlig sinnloa. 

· ~ ist der Artikel Z9 der Verfass~ng, um den es geht. 

Meine Damen und Herren! Hier ist also erneut In 
ctieser Mitteilung des . Pressedienstes die völlig un
richtige Auffas;;ung vertreten worden, als wolle die . 
CDU. oder Herr Ministerpräsident oder gar der Herr 
Minister Schuman die allgemeine Einführung d::or 
Konfessionsschulen in Rheinland-Pfalz. · 

· Meine Damen und Herren! Was die Frage des Zu
sammengehens mit der französischen Militärregierung 
in diesem Fall'e hier angeht, die uns hier vorgeworfen 
wird, so möchw ich dazu nur folgendes feststellen: So
lange die Linie der französischen Militärregierung in 
der Ablehnung der Durchführung de„ Verfassungs
artikels die gleiche war, wie die Linie der SPD„ die • 
die Durchführung auch nicht . wünschte, haben wir es 
vermieden, irge_ndwie . öffentlich über ein angebliche~ 
zusammengehen zwischen der Militärregierung und 
der SPD. zu reden. (Zuruf Abg. Bögler: Das gabs aud1 
~emals!) Genau so aber verwahren wir un.s dagegen. 
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daß, nachde0..: unser Ministerium es nun hat durchse,.-
2.1:n können, daß der Einspruch der Militärregierung 
gegen die Durchführung der Verfassung zurückgezogen 
wurde, uns nun ein Zusammengehen mit der M'ilitär
r<)gierung vorgeworfen wird. · (Zuruf Abg. Bögler: Mit 
welcher Gegenleistung!) Wir hab'en unsere Linie immer ! 
gleichmäßig und einheitlich gehalten: für Durchfüh„ 
n.ing der 'Verfa.,;:sung! Ob die Mil:itän-egierung dafür 
war, oder ob die dagegen war. (Zurufe: Sehr rkhtig!) 1 -
Von dieser Linie haben wir uns .weder in der Vergan
genheit abbringen lassen, noch la"7Gen wir uns durl:h 
solche Verdächtigungen, wie sie jetzt . laut geworden 
sind, für die Zukunft davon abbringen .. 

Meine Damen und Herren! Vorsorglich möchte ich 
noch hinzufügen, daß auch die „Freiheit" sich neu
estens wieder die Freiheit genommen hat, den glei
chen Irrtum öffentlich zu versreiten, gegen den 'ich 
nun schon mehr.fach Stellung genommen habe. Es 
heißt hier in der Silve~terausgabe per „Freiheit" un, 
ter der Überschrift „Dunkle Machenschaften in Rhein
land-Pfalz": ,,Bei. den Wahlen zur ·rheinisch-pfälzischen 
Verfassung stimmten die Landsteile Rheinhessen und 
Pfalz gegen· den Artikel 36 ..: heißt. es schon- wieder 
falsch - der Verfassung, der die Konfessionsschulen 
als einzig anzuerkennende Schulform fordert." (Zu.
rufe: ;H::irt, hört!) 

Meine Damen · Uf\d Herren! Ich frage, ob man die 
. Unwahrheit noch deutlicher sageri kann, als es hier in 
dem Presseorgan geschehen ist, und ich frage'· auch, 
meine ·Damen _und Herren, zunächst die „Allgemeine 
Zeitung" hier in aller Öffentlichkeit, ob sie nicht bereit 
ist, aus Gründen der politischen Lauterkeit und Kor
rektheit die Falschmeldungen, die sie verbreitet hat. 
durch ·wörtliche Bekanntgabe des Artikels 29 der Ver
fassung 'offiziell zurückzunehmen. Der Ruf der Main
zer „Allgemeinen Zeitung" scheint mir doch sicher 
erwarten zu lassen, daß einem solchen Wunsche ent~ 
sprachen wird. 

Meine Damen und Herren! Mit der „Freiheit" übet· 
die Frage von Berichtigungen zu reden, scheint mir 

- auf.rechtlicher Basis etwas schwierig zu sein. Ich habe 
selbst in eigenen ·Angelegenheiten in den letzten Wo
chen derartige Verhandlungen geführt und bin dabei 
nicht zum Ziele gekommen. Ich möchte. jetzt -einmal 
den Vel'such .machen, ,unsere Diskussion über Wahr
·heit und, Freiheit und W:ihrheit. in der „Freiheit" auf 
die philosophische Ebeoe zu führen. Vielleicht kommen 1 

wir dann einander näht>l'. , j 
Ich habe mir heute nacht einige philosophische Ge- ·-! 

danken über die Wahrheit ·und die Freiheit gemacht. ! 
(Zuruf: . Im „Westen".} Aber nicht über die Freiheit, . 1· 

die Sie meinen, son<1ern über „die Freiheit", die .. ich · 
meine. Ich nehme mir im Diens'te an der Wahrheit die 1 
„Freiheit'· zur Wahrheit zu mahnen. Denn Wahrheit 1 

-und Freiheit sind Zwilling.;geschwister, die nur mit- 1 

einander gedeihen können. Wenn aber die .Freiheit die> ll 

Wahrheit töten wm. wi!'9, die Freiheit mit _der Wahr.:'. 
heit untergeh,en. Bisher finde ich aber in der „Frei
heit'' keine Wahrheit, sondern die ·Freiheit zur Un- 1 
Wahrheit. Halte sich künftig· die „Freiheit" an die 
Wahrheit, dann wird die .,Freiheit" in· Wahrheit mit 1 
d::r Wahrheit in Freiheit gedeihen. (Bravorufe der j 

CDU.) Auch in Ihrer „Freiheit", meine D,i'men und 1 
Herren, die ich jetzt meine. 

' • Um nicht mißverstanden zu werden, ich spreche_ 
we1en der Wahrheit von Ihrer „Freiheit". Und meine 
Freiheit für die Wahrheit. sagte. die Wahrheit für .die 
,,Freiheit" : Ich liebe die Wahrheit . und die Freiheit, 
vor allem aber die Freiheit der Wahrheit. (Zwischen
ruf Ab;;;. Feller (KPD.): Armer Goethe[} 

Uµd was ich sagte, ·sagte ich aus Liebe zur · Wahr
heit, · nicht aber aus· Liebe zur „Freiheit", das heißt zu 
Ihrer „Freiheit", die ich. jetzt meine! (Zwischenruf 
Abg. Feiler, KPD.:Goethe ist entthront!) Geben Sie in 
der „Freiheit" eine Gasse für die Wahrheit, $onst zie·
hen Sie nicht nur die Wahrh.:it, sondern auch Ihre 
„Freiheit" von der Gasse in die Gosse: (Zuruf: War 
billig! - Abg. Feller, KPD.: Das hat sich aber gereimt!) 

Meine Damen und Herren! Ich stelle also nunmehr 
nochmals klar heraus: Es ist unwahr, daß ein Kultur
kampt von uns in der Frage del" Konfessions- oder 
Sirnultartschule irgendwie beabsichtigt ist. Die Eltern 
haben ihre Rechte, und damit ist die Frage für uns als 
politische Partel zur Ze_it erledigt. · 

Ich möchte zur Unterstützung unseres , materiellen 
~itandpunktes bezüglich des Artikels 29 der Verfassung 

· noch auf folgendes Interessante hinyveisen: Die UNO. 
hat in einer Deklaration der Menschenrechte in Paris 
au$ zur Frage der Freiheit der Eltern in. der Bestim
mung über die Erziehung, die schulische "Erziehung der 
Kinder Stellung genommen, und ZWl?,r im Schulartik~l 
26 diesor Verkündung der Menschenrechte. In diesem 
Schulartikel heißt es: ,,Les parents ont par priorlte ·le 
droit de chobir l'education de leurs enfants'". das heißt 
auf d-:mtsch: ,,Die Eltern haben par priorite, also haben 
das Prioritätsrecht, ül~er die Schulerziehung 'ihrer 
Kinder zu besfünmen." ' Dieser Artikel ist in der Ab
stimmung in der UNO. mit allen gegen die Stimmen 
des Ostblocks angenommen worden. Wir stellen nicht 
ohne Interesse fest, äaß der Ostblock in diesem Hause 
sich ziemlich weit nach rechts verlagert zu haben 
scheint. (Zuruf Ab6. Feller, KPD.: Das ·sind· Fort
schritt~ 1) · 

Meine Damen und Herren! Das ist unset·e Stellung- · 
nahme zu der ersten Frage des Artikels 29 der Ver
fassung, eine Stell.ungnahme, die v,rir nicht herauf
besc4woren '.haben, die '!ber unbedingt erforderlich ge
worden ist durch den un.wabren Pre3sekampf, der in 
der letzten Zeit stattgefunden hat. 

Nun, meine . Damen und Herren, komnJ.e ich :i;ur 
zweiten Frage des Artikels 36 der Verfassung, der die 
konfessionelle Lehrerbildung zwingend vorschreibt. 
Ich habe eben bereits zurückgewiesen, d.aß es si:h hier 
bei uns um einen „Kulturkampf unter französischen 
Vorzeichen" handeH." Ich habe herausgestellt, daß wir 
die Durchsetzung der Verfassung von vornherein im-, 
mer verlangt hab-2n und an der Durchsetzung die~er 
I•'orderung nur durch den Einspruch der französischen 
Militärregier1,.mg gehindert worden sind. Nachdem die
ser E.iospructi • zurückgezosen · ist, ist es für unseren 
Kultusminister nach unserer Auffassung eine. verfas
sungsmäßige Pflicht: diesen Schulartikel ungesäumt 
durchzuführen. (~uruf: Sehr richtig!) Ich halte es aber 

_ auch, meine Damen und Herren, für verfassungs
mäßige Pflicht der Ab2:eordneten des r.heinisch-pfäl
zlschen L3.ndtages, den Minister an der wa·hrun.~ sei
nes Verfa:IBungseide.s nicht zu hindern. (Zuruf Abg. 
Völker, SPD.: Will ja niemand!) 

Daß wlr in unserer sachlichen Stellungnahme mlt 
den beiden · christlichen Konfe:;sionen b2züglich der 
konfessionellen Lehrerbadung völlig einig gehen, er
gibt sich aus der soeben abge1ebenen ErkI:irung ·un
seres Kollegen Mat.thes. Ich möchte aus meinen e ige
nen Besprechungen mit hohen Vertretern der k:1tho
lischen Kirche unseres Landes dazu ergänzen, daß der 
Standpunkt der katholischen Kirche genau der gleiche 
ist 1;md daß d1e katholische Klrche vom Landtag und 
vor allem vom Kab:nett erwartet, daß nun die Durch
führung des Verfassungsartikels nicht mehr t:inger 
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hinausgezogen wird. Herr Minister Dr. Süsterhrnn 
hat bereits darauf hingewiesen~ daß er sich unter Um
ständen einer Anklage vor, dem Ver!assungsgericb,tshof 
aussetzen würde.' Ich dar! hinzufügen, daß eine solche 
Anklage bereits vor einigen ~9chen 1:!eabsichtigt war, 
al.~ man zu einer anderweitigen Klärung "der Frage 
ncctl nicht zu kommen schien. 

' , Meine Damen und Herren! Nun hätte ich aber noch 
eine dritte Frage, welche in dem Zusammenha~g kurz 
zu erwähnen istr die audt he,ute morgen in' der Be
sprechung · zwischen den belden Fraktionen aufgewor
fen worden ist und die au::h in diesen Fragenkompleic 
hincingehc,irt. Das ist die Frage. des Religionsunter
richts an den Berufsschulen. Es ist von der SPD. die 
Forderung an uns gestellt worden, die Durcnführung 
de.s vJllig eindeutigen Verfassungsartikels, -der den 
Rdlgionsunterrlcht an cen Berufsschulen allgemein 
vorschrelbl, für Rheinhessen einstweilen auszusetzen 
mit der Begründung,· daß ~in solcher Religionsunter
richt _ in Rhelnhessen nj.emals gewesen sei und daß 
man a,uch d!e Berufsschule lediglich als Fachschule 
betrachte, wo für derartige Unt~rrichtsfächer kein 
Raum sei._ Meine Damen und Herren! ·Ich glaube, daß 
die grundsätzlichen kulturpolitischen Meinungsver
schiedenheiten zwischen der SPD. und CDU. durch 
nichts klarer ·unter Beweis gestellt wurden, als durch 
dlese verschiedene Haltung in . der Frage des Religions
un terrlchts In den Berufsschulen. Wir sind nämlich der: . 

· Meinung, daß. nach den Nazijahre'n für unsere gesamte 
Jugend, vor allem auch im beruf-sschulpflichtigen Alter, 
nichts notwendiger ist, als daß sle eiridringlich in die 
Wahrh.,citen Ihrer Kirche ~ingeführt und mh den 

· Grundlagen der göttlichen Ordnung, dle auf Erden 
gelten soll, vertraut gemacht wird. (Beifall der CDU.) 

wir· wehren uns dagegen, daß man diesen religiösen 
Einfluß ausgerechnet dem berufsschulpfüchtigen Alter 
!te:ltens der SPD. fernhalten will. Diese Tatsache ist 
uns ein Bewels dafür, daß die SPD., wenn es einmal 
darauf ankommt, überall, wo sie kann, den 'religiösen 
Einfluß von der Jugend fernzuhalten versucht, da ihr 
Weizen aut dcfrl Boden der kir.chlich gläubigen, christ
lichen R~ligion nicht gedeihen.kann._ (Zuruf: Oh' lala') 

Meine Damen und Herren! Hier scheiden skh völlig 
eindeutig, die Fronten. Klarere Beispiele wie· diese Zu-
1-ückdrängung,~ Herausdrängung oder der Versuch der 
Verweigerung des gesetzUchen Religionsuntetrichts 
kann -es. meines Erachtens nicht geben. Es geht hier 
um die grundsätzlicti.e Tendenz, den Religionsunter
richt jeder Konfession von der Jugend, oder wo sie 
sonst k5nnen, von dem Volke fernzuhalten. Wir hatten 
uns mit allen Kräften bemüht, diese Einflüsse, soweit 
zu verst.'irken, wie es nur·irgend geht, weil wir in dem 

• religiös christlichen Ein!luß die einzig wirklich· dauer
hafte Grundlage für e{nen_ Wiederaufbau unserer Hel-' · 
mat und unseres Vaterlandes sehen. {Beifall der CDU.) 

· Meine Damen und Herren! Weil dem so ist, können 
wlr uns auch nicht ·auf irgendein Stillhalteab'rommen 
in dieser oder jener Fräge, wie es zum Beisnlel in der • 
Lehrerbildung oder bezuglich des Religions~.mterrichts 
in den Berufsschulen verlangt wurde, einlassen. Im 
Gegentell, nachdem nun insbesondere mit der Lehrer-

, blldung anderthaJb Jahre gewartet werden mußte ' 
wegen des Einspruches der Besatzungsmacllt, ist es 
allerhöchste Zelt, daß aus den eben von mir angege
bonen Gründen nun mit der Verfassung .Wahrheit ge-· 
macht wlrd. 

Wi-r halten, meine Damen und Herrn, die hier vorzu- _ 
nehmende Abstimmung für so wichtig, daß wir na
mens unserer Fraktion eine namentliche Ab„timmung 

., ... . •'" 1'. 

, über den von der SPD. gestellten Antrag beantragen. 
Die Abstimmung wird sich darum drehen. ob man für 
einen .Verfassungsbruch (Heiterkeit bei, der SPD.) im 
Sinne dieses Antrags stimmt und ob man dafür 
stimmt, daß man keine christliche Formung unseres 
Volkes wjll, oder. ob man die gegenteilige Meinung 
vertritt. Ich bitte deshalb den Landtag, meine Damen 
und Herren, den Antrag dt>r· SPD. als verfassungs
widrig und für· die Entwicklung unseres Landes auch 
als sehr nachteilig abzulehnen und mit Nein zu .stim
men. (Starker Beifall der CDU.1 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder CKPD.). 

A b g. S c h i e d e r : 

Meine Damen und Herren! Nach den Ausführun'1en 
meiner Vorredner, insbesondere meines letzten Vor
redners, die getragen waren von soviel Philosophie 
und dergleichen, könnte es fast den Eindruck er
wecken, als ob die Gegenseite nicht imstande wäre, die 
gebührende Antwort zu geben. 

Meine Damen und Herren! Daß wir uns heute mit 
dieser Frage hier im Landtag zu ·beschäftigen haben, 
ich glau~, das kommt nicht von ungefähr. Wer in den 
letzten Tagen urid Wochen die Vorgfoge, soweit sie in 
der Presse zu studieren waren, verfolgte, wie, man sich 
in Bonn bei der Schaffung der neuen Verfassung zu · 
diesen Fragen einstellte, dem könnte es ja letzten En
den au eine 5elbstverstä"ndlichkelt .er.:chein!'n, d3.ß wir 
uns heute hier wieder mit der Schulftage zu beschäf
tigen haben. ' 

Nun, meine Damen und Herren, es sind so viele 
Probleme aufgerollt worden. Es sind Behauptungen 
auf-gestellt worden. die mitunter erstaunlich erschienen. 
He'rr Abgeordneter Dr. Wuermeling sagt, daß die CDU. 
es von Anfang an abgelehnt l].ätte, den Kulturkamp! 
zu führen. Ich bin der Meinung, daß derjenige, der 
schon von Anfang an mit den Dingen vertraut war, 
d:;:i anderer Auffassung ist, denn, meine Damen und 
Herren; ich erinnere mich noch sehr gut einer Bespre
chung der damaligen Verfassungskommission in der 
Beratenden Landesversammlung. Es gab eine Be
sprechung zwischen die3er Kommission und der Mili
tärregierung, die letzten Endes verursacht worden ist 
durch ·die intolerante Haltung der CDU. w~gen der 
Schulartikel. 

Es war intere,;sant, daß gerade damals zu dem Zeit
punkt, in dem die BevJlkerung unsere;3 Landes in 
einer ihrer schwierigsten Situationen sich befand, als 
der Hunger in der krasse;ten Form dui:ch.s Land ging. 
es ausgerechnet ein Vertreter der Militärregierung ~ein 
mußte,, der unserem hochgerühmten Verfassungsrecht
ler Herrn Dr. Süsterhenn die Frage vorlegte: Was er-. 
scl+eint Ihnen wichtiger, Brot für das Volk 0d-1r ciie 
Schulfrage? - Und da war es Dr. Süsterhenn, dem die , 
5chulfrage wichtiger war als Brot. (Zuruf Staats
minister Dr. SüJterhenn: Brot und Schule!) C'est le 
ton, qui fait la musique! Und wahrhaftig, so is.t es auch 
hier. Und sehen Sie es sich: an, es ist nicht von unge
fältr, daß wir uns mit dieser Frage zu beschäftigen 
haben. Wenn heute der SPD: gesagt wird, wir erin
nern uns nicht mehr an d:;:is Stillhalteabkommen, wl'!nn 
ich mir bestimmte Vorgänge der letzten Zeit in mein 
G~dä&itnis rufe, so ist für mich der Fall klar. Vor 
kurzem hat in einer Stadt unseres Landes eine 700-
Jahr-Feier stattgefunden. Hierbei wurde diese poli
tische Manifestation ausdrücklich in den Ansprachen 
der Vertreter des Klerus und der Landesregierung 
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zum Ausdruck gebracht: und ich muß mit einem be
stimmten Unterton sagen, daß ich sogar bei einem 
Herrn der Mi!it~rregierung nicht im Zweifel war, wie 
er seine Meinung - im Grunde genommen - ausgelegt 
wissen wm oder auszulegen gestattet. Der Vertreter 
des Klerus warf der Landesregierung den Ball zu, und 
ich war beeindruc,kt von der Erklärung unseres Herrn 
Ministerpräsidenten, ct'et nach seinen Ausführungen 
damit r,raktisch seinen Beruf gewechselt, wenn er er
klärt hat., daß er nunmehr von der ehemaligen Eigen
schaft des -Brückenbauers zum Dammbauer über
gegangen isJ-

Das ist ein Symptom für uns, und ich glaube, es ist 
darin zu suchen, daß. sich eine neue Aktion .in unserem . 
Lande aufgetan hat. Herr· Abgeordneter Dr. Wuer
meling sagte, von selten der CDU. gäbe es keine Ak-' 
tion: Ich stelle ihm die Frage: Ist Ihnen unbekannt, 
was' K A. heißt? Wenn es Ihnen unbekannt sein sollte, 
darf ich Ihnen sagen; Es ist eine Abkürzung des Be
griffes „Katholische Aktion". Daß diese „Katholische 
AktiQn" in jeder Form gerad~ hier zum Ausdruck 
kommt, das ist für um klar. (Zuruf Dr. Wuermeling: 
Die hat aber auch nichts getan, die K.A.!) ~ie dür
fen überzeugt sein. Herr Dr. Wuermeling, , daß wir 
nicht von gestern sind und w~sen, woher der Wind 
weht. Es ist ganz klar, daß man in der heutigen Situ
ation. wo sich in Bonn unter Umstanden der Wind 
nach · einet:" anderen Seite einstellen könnte, e\fri'.t be-

. müht sein muß, die letzte Bastion des Abt!adlm>des 
noch zu befestigen. (Zuruf Abg. Hermans: Darum E'iic>n 
Dammbaü !J Man sagt von seiten der CDU. ins!.Jc>,,tm
dere, man müs:se sich auf den Standpunkt stdlen, uer 
Verfassung ·wegen das Verfassungsrecl'!t zu 'la~:~n. 
Es ist bei dieser Gelegenheit nicht uninteressan1 .. t·irien 
Parallelvorgang hier im Westen zu verfolgen. 

Bei der Bezugnahme auf den Artikel 36, auf jie Au~.: 
bildung d.er Lehrer. behauptete der Herr Kultusmiru
st8r und behauptet~n auch die Sprecher der CDU.,daß d~i· 
Inhalt diese~ Artikels gev,,-i.,.,sermaßen gesetzlicher Inhalt 
~eL das heißt, daß er unmittelbar geltendes Recht sei. im 
La~d~ Hessen. dessen Verfassung uns bei der Abfc1s
sung unserer · eigenen Verfassung mit als Beispiel 
diente, gibt es einen Paragraphen, der die Schulgeld
und Lehrmittelfreiheit in allen Schulen zugesichert hat. 
So ist es interessant, was jetzt eine Zeitung in diesen 
Tagen schreibt. Man leitet ein: ,,Die Rechte der Ver
fassung hängen vielfach in den Woll~en." Das ist eine 
ziemlich ('\ndeutige Konstatierung. denn auch wir ha
ben von Anfang an den Standpunkt vertreten, daß 
Verfassun~siragen Machtfragen sind .. Man fährt wei
ter: ,,Man kann wirk1ich nicht beha;-1ptei;i., heute stehe 
es jedem Deutschen frei, sich aufzuhalten und nieder
zulassen wo er wHI, seine Wohnung sei unverletzlich 
und, er werde keiner fremden Macht ausgeliefert, wie 
es die Verfassung verspreche." - Meine Damen und 
.Herren1 Ich zitiere nicht aus dem .,Neuen ,Leben'' , son-

•df'-rn 'aus der .,Wfrtscha!tszeitung'\ Es heißt dann wei
\er: ~.Der Artlkel 59 der hessischen Verfassung sieht 
Schttl<>eld- und Lehrmittelfreiheit in Hessen vor. Da- . 
nach ·~m:de bisher in Hessen verfahren, Nun hat der 

• hessische Verwalt ungsgerichtshof in Kassel ein Urteil 
gefällt, daß der Verfas;;ungsartikel 59 nur deklar13-
torischen, nicht aber gesetzgebenden Charakter habe 
und deshalb die Schulgeldfreiheit nur ,durC? 'eiri vom 
Parlament beschlossenes und von der Regierung ei;
lassenes Gesetz verwirklicht werden köntie. (Zuruf 
A bg. Hermans: Gehen wir nach Kassel!} 

Meine Damen und Herren! Man sollte nicht sagen: 
Das ist keine Frage, die sich von der finanziellen 
Seite her ableiten läßt. (Zuruf Dr. Zimmer: HoffentT 

lieh!) Sehen wir uns auch die fin11nzielle Seite unseres 
Landl's an. Den Herren des Haushalts- und Finanz
ausschusses äst bekannt', welchen 'Inhalt der Brief des 
Herrn Finanzministers in der Frage der Einspru:ungen 
und Verwaltungsreformmaßnahmen hat. Darin heißt 
es u .. a., daß ein •Drittel' der Höheren Schulen : wahr
scheinlich ausgehe11d v9n der Diktatur der leeren' 
Kassen - aufgelöst werden müsse. Somit wird auch das 
Weiterbestehen der Pädagog;ien und Pädagogischen 
Akademien in Frage gestellt, und zwar so, daß auch 
diese Einrichtungen info'lge der Ebbe in den Kassen 
des Staates auigelöst werden müssen. Damit erhebt 
sich von selb::;t die Frage: Wie soll denn prakti~ch die 
Lehrernusbildung vonstatten gehen? Wir sind der Mei
nung, daß es heute notwendig ist, daß dle Aushil<iung der. 
Lehrer auf den Universitäten, das heißt auf unse~~r 
Landes-Universität in Mainz, durchgeführt werden 
muß. E>as ist die gediegenste Bildungsstätte. Ich bin 
der Überzeugung, daß so wenig wie bisher ein Student 
einer Universität auf den Gedanken gekommen ist, 

· «uf eine katholisch,e, eine evangelische oder letzten 
E;ndes noch auf eine jüdische Universität zu gehen (Zu
ruf Abg. Hermans: Wer. sagt Ihnen das?), so wenig 
wü.rd,.m aucb diese Fragen draußen im Volk diskutiert 
werden; wenn nicht die Frage der „Katholischen Ak
tion'' be.;;tünde: (Zuruf Abg. Buschmann: Sehr richtig, 
e~ wird gleich ein katholisches Rechnen geben!} 

Meine 'Damen und Herren! Das ist hier der FaU . 
man rechnet ·· hier katholisch, aber man rechnet des- · 
wege'n falsch. Man kann nur . nach Adam Riese rech
nen, und hach Adam Riese Zll rechnen, meine Damen 
und Herren, das würde gerade für diejenigen, -die so . 
nachdrücklich den Standpunkt des Rechtes und der 
Wahrheil uhd der Freiheit hier vertreten, zwingend 
notwendig „sein, dann kämen sie nämlich von selbst . 
darauf, daß der wirkliche Fortschritt in der „ratio;· 
gelegen ist, in der Vernunft.' Und an diese Vernunft zu 
appellieren, meine Damen' und Herren, möchte ich ge
rade bei dieser Gelegenheit nicht außer acht lassen. 
(Zuruf Abg. Hermans: Goethes „Faust"!) Ich glaube, 
wenn Sie in dieser 'Frage wirklich so gerecht denken, 
dann müssen Sie nämlich die Konsequenzen ziehen, 
die sich aus einer ganz exakten Ableitung dieses Ar
tikels 3.6 und des Artikels 29 ergeben. Wo wir' dabei 
hinkämen, ich kann mir das nicht vorstellen, daß ein 
Land ,mit 2,7 Mlllionen Binwohnern sich derartige 

· E:xtravaganzcn erlauben. kann. Und letzten · Endes, 
mw.ne Damen und Herren, gerade die finanzielle Seite, 
was sie betrifft, so kommt es jetzt darauf an, aus dem 
verhältnismäßig schlechten Zustand immer noch da.;; 
Be$bnöglicb.e herauszuholen. Deswegen vertreten wir . 
die Ansicht, die sieh aus dem Antrag der SPD. ab
leitet. ~ir unterstützen dies~ Meiilurig und sind der 
Auffassung, daß die Frage eines Schulgesetzes tat
sächlich vom Landtag aus erledigt werden muß. (Zu
ruf Abg. Hermans: Des v~rfassungsändernden Scnul
gesetzes!) Herr Abgeordneter Hermans, ob es ein ver
fassungsänderndes sein wird oder nicht, das ist die 

· Frage der politischen Entwicklung auch in diesem 
· Lande. Bile.en. Sie sich niqit ein, daß diese Verfassung 
ewigen Bestanc. haben wird. Die Verfassung wird sich 
wandeln im Maßstab des Fortschritts und vor allen 
Dingen im Maß5tab · der Aufklärung auch in diesem 
Lande. Und· glauben Sie, der Fortsehrltf marschiert 
trotz.dem, und man soll sich nicht einbilden, daß man 
im~tande wäre.· das Rad der Geschichte aufzuhalten . 
Das Rad der Geschichte läuft immer vorwärts, genau 
so wie sich die Erde um die S~nne dreht. Und die 
dreht sich vom Westen nach dem Östen. (Zuruf Abg. 
Hermans_: Sehr ric;htigt} 

, 
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Präsident: 

Das Wort h~t der Abgeordnete Wohlleben (DP.). 

A b g. Wo h 11 e b e n : 

Meine Damen und Herren! Bevor der Streit auf 
, dieser Ebene· fortgesetzt wird, gestatten Sie mir, daß 
· ich den vler Fragen des Abgeordneten Dr. Wuer11,1eling 

noch eine einzige anfüge. Müssen wir uns jetzt hier im 
Plenum mit derartigen Auseinandersetzunien befassen? 
Ich darf daran erinnern, 'daß die Landesregierung 
dankenswerter Weise auf manchem Gebiete eine Re
gierullgsvorlage lns Plenum einbrachte, obwohl nach 
der Gewaltenteilung der Gegenstand dieser Regie-

. rung;;vorlagc unbegi.ngt durch einen Verwaltungsakt 
hätte· geregelt werden können. (Zurufe: Sehr richtig!) 
Ich darf daran erinnern, daß dies geschehen ist bei der 
Justizausbildungsordnung. (Zuruf Minister Dr. Süster-

• nenn: Die ist doch früher Gesetz gewesen!) Nein, die 
·Justizausbildungsordnung ist eine Verwaltungsanord
nung gewesen, und wir haben uns im Rechtsausschuß 
auch eingehend darüber unterhalten," und Herr Mi
nister, jetzt kotl}me ich :i:u dem Grund, warum man die 
Justlzausblldunisordnung auch zum Gegenstand einer 
Beratung lr.n Plenum machte: Der Gegenstand war die 
clnhelllge Erkenntnis des Ministerrates, -in allgemein 
wichtigen Angelegenheiten keinen Verwaltungsakt zu 
erlassen, sondern in Anerkennung des Parlaments 
diesem ~ine Regierungsvorlage zu unterbreiten. (Zu
rufe: Sehr richtig!) 

• (Zuruf Minister· Dr~ Süsterhenn: Dieser Be.schluß ist 
nicht gefaßt worden!) In diesem Zusammenhang gew 
statte ich mir; _leb glaube im Namen . eines großen 
Teiles des Hauses, iln den Ministerrat die Frage zu 
richten, die nicht heute b!;!antwortet zu werden braucht, 
ob der Ministerrat grundsätzlich bereit ist, die heute 
zur Debatte stehende Frage durch ·eine Regierungsvor-. 
lage in Form eii:ies Geseizt!ntwur!es dem Parlament zur 
Beratung zu unterbreiten. Das hätte den Vorteil, daß 
eine derartige ~eg1erungsvor1age auch in die einzelnen 
Ausschüsse käme und dadurch die einzelnen Streit
punkte, um die es y.rirklich geht, herauskristallisiert 

· würden und die Öffentlichkeit entlastet würde von den 
mngen, die sle nicht unbedingt zu hören braucht. 

Präsidet!t: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt (SPD.). 

A b g. S c h m i d t : 

Meine Damen. und Herren! Ich darf. einleitend zu
nächst .folgendes feststellen. In den bisherigen Erklä
rungen der Sozialdemokratischen Fraktion ist in kei
nem Augenblick Stellung genon:,unen worden :tur reli
giösen Frage. Es wurde Stellung genommen zu der 
Frage, ob diese Frage der Lehrerbildungsanstalten unG

·schulsysteme in Form einer Gesetzgebung geregelt 
werden soll, oder ob diese wichtige Angelegenheit in 
Form von einfa<:b.en Anordnungen • realisiert werden 
.soll. Dies elnzig'und allein steqt hier zur Debatte„ Da 
sind wir schon der Auffas,sung, daß in Anbetracht der 
Bedeutung dieser Frage man \!.em Landtag Gelegenheit 
geben soll und muß bei der Beratung der zu erlassen
den Vorschrift in irgendeiner Form mitzuwirken. (Zu
rufr: Sehr rlchtlg!) kh glaube, der Herr Minister Dr. 
SUster~enn wird bei gründlicher Prüfung der Ange
legenheit zu der Auffassung. gekommen sein, daß die 
'zugemutete Verantwortung nicht leichten Heraens von 
ihm übernommen werden kann. Denn ich habe bei 
aufmerksamer Ver!olgung seiner Erklärung festge
~tellt, daß der Herr Mlnister seine Darlegungen aus-

drücklich auf ein vermeintliches formelles Recht stützt, 
daß er aber darüber hinaus in seiner Erklärun5 zu 
erken"nen gab, daß die politische Entscheidung in dieser 
Frage im Plenum liege. Diese bewußte Trennung zwiw 
sehen politischer Verantwortlichkeit und formaler 
Rechtsauffassung seinerseits hat der Herr Minister 
VQrgenommen, weil er damit von sich aus die politische 
Bedeutung ·der_ hier zur Erörterung stehenden Frage 
unterstreichen wollte. Ich habe auch bei den ersten 
Rednern der CDU. geglaubt, mindestens aber bei dem 
Herrn Kollegen Hermans, das Bewußtsein durcfi.klin
gen zu hören, daß er sich stets über die politische Be
deutung des Vorganges sowohl nach der formalen wle 
nach der materiellen Seite hin bewußt ist. Um so 

· Qberraschter war ich von der Erklärung des Herrn 
Kollegen Dr. Wuermeling, die aber die ~olitische Be
deutung des Vorgangs erst recht hervorgehoben hat. 
(Zuruf Abg. Dr. Wuermeling- [CDU.]:. Wie Ihre Presse!) 
Ich komme darauf noch zurück. Wir leb~n im Gocthc
jahr. Ich hoffe aber, Herr Kollege Dr. Wuermeling, daß 
uns dieses Uoethejahr doch .einige bessere Leistungen 

·bescheren · wird, wie wir sie von Ihnen gehört haben. 
(Zuruf Abg. Dr. Wuermeling {CDU.]: ·oas war groß
artig!) Ich darf Ihnen wohl sagen, daß die SPD.-Presse, 
ohne · auf den Ein;el!all einzugehen, i-n ihrer gesamten 
Geschichte für lieh in A~pruch nehmen darf, der 
Wahrheit ;edient zu haben. (Zuruf: Sehr.gut!) Es wäre 
weiß Gott, um unser Volk heute besser gestellt, wenn 
die in der sozialistischen . Presse verkündete Wahrheit 
zur' Grundlage des Handelns gemacht worden wäre. 

Prüfen wir einmal das, was in ·unserer Landespresse 
:zu den einzelnen ·Fragen wiederholt erklärt und gew 
schrieben wird, Dann glaube ich, müssen sich auch die 
Blätter, die der CDU. nahestehen, wiederholt an dleBrust 
schlagen und müS3en bitten; Herr verzeihe uns un~ 
sere Sünden. Die Sozialdemokrafüche Fraktion, und ich 
bitten darum, daß sich alle Fraktionen des Hauses 
darin einig sind, lehnt es ab, journalistische Ausein
andersetzungen zur Grundlage ihrer politischen Hand
lung in diesem Haus :zu· machen. Wenn wir das tun, 
werden wir sehr schnell in eine Atmosphäre kommen, 
aus der es keinen Ausweg mehr gibt. Es wäre auch mir 
leicht, am heutigen Tage eine Reihe von Zitaten aus 
der CDU.-Presse ·vorzuführen, an denen sie selbst 
ke.ine Freude !inden würde. (Zuru'fe: Sehr richtig!) Ich 
brauche nur an die wiederholte Stellungnahme . des 
„Rheinischen Merkur" zur Remilitarisierungsfrage zu 
erinnern und sie dann zu fragen, ob diese Stellung
nahme mit ihrer christlichen Weltanschauung zu ver<!i/l
qaren ist. (Zuruf Dr. Wuermeling [CDU.]: Das ist keine 
CDU.-Zeitung!) Herr ,Dr. Wu_ermeling, ich glaube, wir 
wollen uns über die Frage, wo der „Merkur" weÜanw 
schaulich und politisch · gelagert ist, nicht unterhalten. 
Ich fürchte, Sie könnten diese Auseinandersetzung ntcht 
mit Erfolg bestreiten. Es würde nicht nur der Merkur 
in Frage kommen. Wir haben in wiederholten· inter
fraktionellen Besprechungen Gelegenheit gehabt, Prc3-
semeldungen richtig zu stellen. Aber was · mir in ihren 
Ausführungen bedenklkh erscheint. ist, daß s:e· in 
einen Ton zurückfallen, den wir als Sozialdemokraten 
vielleicht im Jahre 1890 bis 1910 hätten erwarten dür
fen. Wir hätten.diesen Ton aber nicht mehr ·im Jahre 
1949 erwarten können. Ich frage Sie, Herr Dr. WuermP.
Ung, wo ~t seüens eines Mitgliedes unserer Fraktio::i 
i11 den Verhandlungen auch nur eine Erklärung ge.c(en 
den Religionsunterricht in den Fortbildungsschulen ,lb
gegeben worden. (Zuruf Ab6. Dr. Wuermeling fCDfJ.]: 
Heute morgen durch Herrn Cronenboid!) Herr Kolle te 
Cronenbold wird Gelegenheit haben, dazu Stellung zu 
nehmen. Ich erkläre ganz offen, daß in diesem Falle 
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mein Kollege Cronenboid zur Abgabe einer solchen Ex-
klärung namens der sozialdemokratischen Fraktion 
nicht autorisiert. war. 

Ich will Ihnen folgendes sagen: Ich habe persönlich 
in der Unterhaltung über diese Frage tn meiner Frak
tion heute morgen den Standpunkt vertreten; Di,~ 
Frage des Religionsunterrichtes an den Schulen kann 
und darf und wird keineswegs Gegenstand von Aus
einandersetzungen zwischen den · beiden großen Par
teien werden1 weil ich der. Meinung bin, daß der 14-
jährige Mensch si-ch bereits hinsichtlich seiner grund
_,,ätzlichen Au-ffas.sung über das Leben entschieden hat 
und daß er in den · Jahren, die er noch in die Fort
bildungsschule geht und vielleicht zum Teil zwangs
weise am Religionsunterricht teilnehmen wiirde, doch 
nicht mehr grundsätzlich geändert werden k·önnte. Die 
beauftragten Religionsgeseilschaften, die in den Fort
bildungsschulen lehren sollen, werden, glaube · ich, da
bei nicht immer -besonders freudige Erfahrungen bis
her gesammelt haben. Die SPD.-Fraktion hat bisher 
keine solche Erklärung, wie Dr. Wo.ermelin~ behaup
tete, abgegeben. und wird auch keine Erklärung ab- ' 
geben. Im übrigen. lassen .Sie sich von einem Sozial
demokraten gesagt sein, der b!s zur Stunde 1Mitglled 
seiner Kirche geblieben ist, obwohl kh in meinem lan
gen politischen Leben die, verschiedensten · Funktionen 
innerhalb. der·Partei gehabt habe: Die sozialdemokra
tiRche Fraktion bekennt sich zu den Grunds:itzen der 
Gewissensfreiheit und hier sind wir der Au!fa„sup.1. 
daß, wenn wir mit einem" echten Christef!tum der Tat 
politisch zusammenwirken könp.en und hoffentlich b:üd 
ztJ.sarnmenwirken dürfen, der Weg .zur üba:rwindung 
.,;J!er sozialen Schwierigkeiten in unserem ·Volke frei
gelegt sein wird. (Beifall der SPI;). - Zuruf Abg, Dr. 
Wuermeling [CDU.]: Zur ~wissensfreiheit gehört das 
Elternre,ch t 1) 

Ich möchte den echten Chi·isten erleben, der sich 
gegen unsere,sozialdemokratische Weltauffassung wen
den wollte. Wenn er sich dagegen wenden wollle, 
i.vü.rde er den Geist des Christentum;; bestreiten. V/ir 
vE:-rwahren uns· ilso gegen Ihre UntersteUU:ng, als ob 
die sozialdemokratische Fraktion bei dieser Auseinan
dersetzung ein~ grundsätzliche ant~religiöse Entschei
dung getroffen hätte. Was wir wollen, ist weiter nichts, 
nl.s -daß die hier zur 'Erörterung stehende :Frage durch 
Gesetz geregelt wlrd. Warum haben Sie bange vor 
einer solchen gesetzlichen Regelung? Ich. verstehe .ein
fach nicht. daß Sie diese dem Hohen Hause entziei11:m 
w9lhm. E„ gibt. in der Politik leider auch dle Notwen
digkeit ,· aus gewisSen Vorgängen gewisse Schlußfolge-;
rungfn zu zie~en. 

Ur,id damit komme ich auf Ihre Stellungnahme be
zügUch des Eingreifens der französischen MUitärreglc

. run°g. Herr Dr. Wuermeling, haben Sie unsere Frage 
' Übel genommen , daß wir eine gewisse Linie konstruie:. 

ren mußten aus der Tatsache, daß kurz nach dem B•~
su ch des Herrn ,Schuman die-fragliche Verordnung des 
Herrn General Koenig, erfolgte? Wollen Sie uns zu
muten, daß wir das alles als rein zufällige Erscheinun~ 
betrachten oder wollen Sie nicht gerne zugeben, dlß 
gewisse Gespräch\~ über diese Frage während des Auf
er,thalte3 "des Herrn französischen Außenminislers ge
führt worden sind? (ZurufAbg. :Qr. Wuermeling [CDU.]~ 
Hat niemand bestritten.) Wollen Sie daher unsere Be
sorgnis, die n~nmehr aufgekommen ist, _verstehen und 
wollen S:e es uns verübeln, daß, nachdem Herr G.:!ne
ral Koenig die zwei Möglichkeiten offen gelassen h9,t, 

a) durch Min,isterratsbeschluß, 
b) durdl den Landtag, 

die sozialdemokratisdle Fraktion der Meinung ist, daß 
dann .die zweite _Möglich_keit h'eranzuziehen ist. 

Eine andere Frage: Wir .sind aufmerksam geworden 
durch einen zweiten Vorgang: Die Verordnung des 
Herrn M!nisterpräsidenten vom 28. August, die die 
sofortige Einführung der Konfessionsschulen in rund 
110 Pfälzer Schulgemeinden bedingte. Sie haben soviel 
vom Ell.ernrecht gesprochen. Wir sind der Auffassung, 
daß man, bevor man solche grundsätzlichen Äi~erungen 
vornimmt, dl~ sich unter Umständen als äußerst un
Z\'lfeckmäßig erweisen, wenigstens die betroffene Eltern
sl'haft · .hören sollte~ Denn der ganze Fragenkomplex 
ist für- uns nicht nur eine . kulturelle, sondern heu,c . 
auch eine wirtschaftspolitische Frage. Wir. Sozialdemo
kraten sind im übrigen der Meinuhg, oaß unser. Voli, 
nicht auseinanderwachsen darf, sondern zue:nand:Jr 
wachsen muß. Wir wünsdlcn keine D1nge zu fördern, 
die audl irgendwelche vorhanfümcn Klüfte- erweitern 
könhten. Wfr sind der Auffassung, daß in Anbetracht.· 
der Not, in der sich un,;:er Volk befindet, die Ange
hörigen der b2idcn Konfessionen, wie sie sich politisc:1 
in ihrer Partei nach eigener Et·klärung g'efunden haben 
und wie $ic :;;ich in allen anderen politischen Parteien 
gefunden h:1ben, auch in ihrem praktischen Lebcri und 
in ihx-ern privatet;i, Leben möglichst zuein~nde:r wach._ 
sen .sollen,.- W).r Sozialdemokraten ha:, sen den Zustand, 
daß man sagt, das ist ein katholisches Kind, das ist -
wenigoc wert. wie ein evangeli~·dies Kind, oder sagt. 
weil dieses Kind anderer R~ligionsauffassung is~, des
halb ist es als minderwertig zu betraC'hten. Die Spuren· 
dür[ten uns doch schrecken. Es ·war doch so, daß in 
vielen Schulen dieser unmögliche Geist gepflegt wurde 
und daß aus d:esem Grund es manchmal <Schwer war, 
nacJ;lher auf einer Arbeitsstelle -eine Verständigung , 
zwischen den Menschen zu finden. Wie lange hat es 
manchmal gedauert, b:s di~ An_g!=hörigen verschiedener 
Konfessionen sich in ihrem Lepen zuSl-lmmenfanden und 
dann doch überrascht feststellten, daß -der eine gen:m 
so wertvoll wär.wie der ap::l.ere. Warum meine Damen 
und Herren, fassen wir nicht das große Wort „Lasset 
die Kindlein zu mir kommen" im überreligiösem Sinne 
auf. (Zuruf AbJ. Hermans [CDU:]: Was heißt über- , 
religios?) Da.; heißt Herr Kollege Hennans, darübaf 
kann gar keln 2weifel aufkommen, daß d "e beiden 
Konfessionen sich bemUhen sollten, sich gegenseitig zu · 
finden und zu verständigen. penn das politische, Un
glück umeres Volkes ist es ja, das vor. Jahrhunderten 
einmal der religiöse Zwiespalt in unser Volk hlneinge
bra-cht v.iutde. Wir sollten uns heute bemühen, dieses 
Unglück nicht. noch zu vert-iefen. (Zuruf ~bg. Mat
tlies [CDU.}: D2:; läßt I,ich nicht politisch b~eiti
gm). Ich weiß aber, daß es bei gutem Willen möglich 
ist, zur Abtragung der gemeinsam~n Differenzen bei
zutragen, (Beifall!) Die SPD. bringt diesen guten Wil-
l~n in der Religionsfrage auf. und Sie wissen gerad? 
wohl a1s Mitglied der evangeljscflen kirdllichen Kör-. 
perscha.ften am besten, wie sehr die sozialdemokraii-

• .sehe Partei 'sich bemüht, heute in der religiösen Frage 
eine Klärung zu finden, die für alle unsere Mensdl,:m 

' tragbar ist. Ich verwah're mich gegen die andere Un
terstellung des ?errn Koliegen Dr. Wuermeling. 

Wir müssen also nach wie vor die Auffassung ver
treten, daß diese i•lcht.ige kulturelle Angelegenheit 
nicht durch "irgendwelche Verordriungel;) oder Beschlüsse 
einig-er =nlger erledigt werden kann und daß das eine 
Frage ist, die wegen ihrer besonderen Booeutung für 
un,c;~r g:)11zcs kulturelles und politisches Leben e:ine· 
ruhige und sachliche Würdigun!{ in den vorhandenen 
_Institutiqnen upseres Hohen Hauses zu finden hat. Wi:r 
würden uns glücklich schätzen, wenn im Rabme.n die- . 
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ISC:'r Beratungen ein Weg gefunden würde, der Ihnen 
und uns gemeinsam gestatten würde, .die Aufgaben, 

· die uns gestellt s:ind, zu lösen. Und die größte Aufgabe, 
Herr Dr. Wuermeling, das vergessen sie keinen Au
genblick, ist, unser Volk eines Tage;; von einer furcht~ 
bttren Vergangenhe:it zu leisen und ihm neue Grund
lugen zu geben. D~ wollen wir und ich bedauern, wenn 
durch die scharfe H.'.l!tung der CDU. die Lösung d.eSOl" 
großen Aufgabe auaji nur eine :Minute gefährdet se1~1 
wUrde. Ich sage i(anz offen: Wir Soz1ald~mokratcn 
hab,cn noch immer die Hof!nung, daß Ihre Au1fas3Ung, 
Hl·rr Di.. Wuermeling, n:icht die der CDU. ist. (B~ifall.) 

Prüsident; • Das Wort hat der Abgeordnete Cronenbold (SPD.). 

A. b g, C r o n e n b o 1 d : 

Meine Damen und Kerren! Nur eine kurze Erwi- · 
derung zum Standpunk't dru Herrn Dr. Wuermeling. 
Ich habe in den Verhandlunzen von heute morgen 
nkht etwa gesagt, kh wünsche den Religiqnsunter
rlcht aus' den Berufsschulen entfernt zu sehen. Ich habe 
lediglich das Verlangen ge:.;tellt, 'daß man die Neuein
!ührimg in Rheinhessen durch ein Schulgesetz fundie
ren und nkht einfach laut Dekret ·einführen solle. 

Präsident; 

Das Wort hat der Abgeordnete Feller (KPD.~. 

A b g. F e 11 e r : 
Wir wollen keinen Schul- und keinen.Kulturkamp!, 

nicht, weil Wlr ihn fürchten, sondern weil wir glaub~n, 
daß die materiellen .Nöte und die sozialen Sorgen u'l.
seres Volke., so groß .ilind, daß eine derartige Auseln
andersetzung nur ablenken könnte von die.scn entschd- ~ 

denden sozialen Problemen des täglichen Lebens. Wenn 1 
11ich aber hier elne solche Debatte entwickelt, dann . 
rr.üs.:len wir doch darauf hinweisen, daß die Frage e:n Jr 
demokratlsd1en S::hulreform eine Aufgabe auch d~s 
Landes Rheinland-P{alz ist, die bisher nicht nur in den 
ersten Anfängen stecken geblieben ~t. sondern irn 
Gegentell versucht worden ist, durch die .konfeS3ionelle 
Lehrerbildung soiar diese kleinen Ansätze.e:ner demo
kratischen Schulreform wieder umzubiegeh bz:w. rfü;k
gänglg zu m<1chen: Deshalb möchten wir unsere grund-
f tzliche Auffassung no::h einmal unterstreichen. 

Wir slt\d aus tiefster Überzeugung für Toleranz in 
religiösen Fragen. Wir haben in gen Konzentrations
lagern ehrliche Christen kennengelernt, die aus Uber
zeugung, aus Ihrem Glaub~n heraus, genau so gegen 
den SS-Terror Widerstand geleistet haben, wie wir aus 
un:,erer tiefen wissen.schaftlichen Überzeugung den\ 
SS- unq braunen Terror die Stirn geboten hab~n. Weil 
wlr das zu achten w:~uen und auch auf d!eser Ebene der 
sachllchen Ause!iandersetzung die Probleme klären 
wollen, möchten wlr glel,chzeitig betonen, daß wit- für 
völlige Glaub~m!relheit, als ein demokratisdi.eJ Grun:.1-
rccht, eintreten. Abet" ich möchte auf eine Gefahr hin
welsen. 

Uns war das sogenannte „Stillh:i.lteaQkommen" vo~ 
der „Waldes4uh" nicht bekannt. Es besteht die Mög
lichkcll, daß durch die Verschärfung der Auseinander
setzung aus die3em „Stillhalteabkommen" von der „W.ai
desi:uh" vlellek.ht ein umgekehrter Kano,sagang für 

· die CDU. zu einem demo'.cratlschen „Friedrichsruh" 
rührt. ·· 

Wlr wollen uns vor allem auseinandersetzen mit d~n 
formalrechtlichen und verwaltungs-organisa torischen 

Bedenken, die der Herr Kultusminister in den Vor-der
,grund Schiebt. Ich glaube, dabei brauchen wlr uns n.ich1 
in formaljuristische Haarspaltereien verlieren, d~nn die 
Grundfrage ist hier materieller Natur : Welche Rolle 
wollen Sie, Herr Kollege Dr. Süsterhenn, dem Parla
ment zugestehen? (Zuruf Staatsminister Dr. Süstcr
henn: Die ihm nach der Verfassung zu„teht!) Da gibt 
ell eine grunds:itzliche M~inungsverschiede1;1heit, die 
auch bei den Verfau;ungsdiskussionen zum Ausdruck 
k&m, in dem wir die Dreiteilung der Gewalten abl.~h
nen. Wenn Sie glauben. französi„che Vorbilder zu zitir.-
ren, wenn es Ihnen recht ist, dann muß ich !eststellc-n, 
daß man andererseits nicht verkennen darf, daß sowohl 
in der Verfassung der Dritten wie auch der v:erten 
Republik gerade in der Schulfrage ein fortschrittlich~rt-r 
Standpunkt eingenommen wird, als Sie ·ihn heute w 
behandeln versuchen. 

Sie· kennen auch un~ere Auf!a.:;sung, die wir zu ct,~r 
iängst überholten Theorie von der Dreiteilung d~r 

, Gewalten entwickelt haben; Sie wissen von den Aus
einandersetzungen im Verfassungsausschuß, wo Sie sich 
nur auf Montesquieu berufen haberi, währendjem die 
Forderungen, die gegen den AbJolutismus eine:; Lud
wig XIV. gerlch~et waren, überhört vlurden, und wir 
erinnern an Rousseau, der d;e For.i,erung der Souve
ränität des. Parlamentes aufstellte. Das ist die Grund
f~age, Herr Kollege Dr. Süsterhenn, auf die es heute 
ankommt: I13t' die Exekutive - die Regierung - der Le
gj3lativen - dem Parlament - üb~rgeordnet, i"t das Par
lament für die Regierung da od~r umgekehrt dle Re
gierung nur für und du;ch da„ Parlament da? Ich 
glaub~. das ist die entscheidende Grundfrage. DJ muß 
man auf formal- und veiwaltungsjuristische Kni!!e 
verzichten. Die beiden Möglichkeiten, wie sie auch von 
ä~m Sprecher der SPD, herausge3tel1t wurden, zwischen 
denen wir dle Wahl haben, verlangen die Entschcidun~. 
Wir müssen un:; entscheiden tiir die Mögllchk~it, rl 1ß 
uas Parlament souverän sein muß, ,laß das Parbmen, 
in einer solch grundlegenden Frage unseres kulturel
len und ideellen LEbens sich diese Souveränität nicht 

. nehmen las„en darf von .den zuständigen Rc~sort
ministern. 

Als He~ Kollege D,r. W~~rme!in!: tib~r un::enn 
·Minister sprach, da hat er aus der Schule geplaudert. 
denn Sie vertreten sonst ja imm-:!r d ie Auffas~'.lnJ. 
daß qer Minlste-r 'im Einklang mit der Verfasfüt'li:! über-
parteilich sein soll. ... 

Ich glaube, wir haben uns heute bemüht, diese cnt
.scheidenden Fragen auf einem hohen Niveau zu b:!-

. handeln, und wir wollen b:!i diesen Problemen. die 
Lebens- und Gewissensfragen berühren. nicht auf ein 
nledriges Niveau herabJteigen. Ich möchte noch einm:ll 
f;11gen, daß ·wir den Antrag der Sozialdemokratischen 
P~rtei unterstützen, daß wir' dafür eintreten und gl?:ch
zeiUg dem Herrn Kultusminister Ab~olution erle:len. 
indem wir ihm seine Bedenken abnehmen können da
durch, daß das souveräne Parlament durch e inen ,ou
veränen Beschluß erklärt, daß nur efn Landtag;;be
ischluß in Frage kommt. Dam!t wäre auch dJs, was Herr 
Justiz- und Kultusminister zugleich mit der doppelten 
A·utorität vorbTlngt, hinfällig geworden. 

Ich glaube, wenn wir das auf dieser nüchternen und 
sachlichen Basis betrachten. brauchen auch dieJe Au3-
E:inandersetz„mgen nicht ins Land getrag:en w werd ~n. 
(Zurur CDU.: DJ. sind Sie selbst ja dabei!) Ich glaube, 
Sie können uns nicht den Vorwurf machen, daß wir 
Sie ins Land getragen hab1n. Wir haben uns in -1ieren 
Fragen sehr delikat verhalten. Wir wollen mit deu 
rdlgiösen Gefühlen der Menschen, die wir v~rsteh:m 
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und begreiofen, keine Geschäfte machen. Deshalb, weil 
wil" dies als eine ernste Angelegenheit betrachten, wol
k ·n wir auch hier diese sachlichen Feststellungen be
sonders unterstreichen, daß es uns darauf ankommt, 
eine fortschrittliche Entscheidung zu treffen, daß wir 
ablehnen, eine besondere Ausbildung der Lehrer nach 
der Konfession, weil das zur Spaltung und Zersplitte
rung unseres Schulwesens führt. 

Meine Damen und Herren der CDU, Sie sagen, daß 
Sie eine Einheitspartei beider Konfessionen sind, Sie 
haben also in Ihreri Reihen Protestanten und Katho
liken. Das stimmt. Aber warum wollen Sie denn diese 
,,politische Einheit" auf kulturellem <:.ebiet zerstören, 
indem Sie für eine gesonderte Lehrerbildung eintreten?. 
Wir unterstützen hier schon die fortschrittlichen Ge
~ichtspunkte. wie sie bereits von meinem Parteifreund, 
Abgeordneten Schieder, entwickelt wurden, daß wir 
aus dem gegenwärtigen Volksschullehrer mit seinen 
Mängeln und, Schwächen einen wirklichen Lehrer des 
Volkes machen wollen, indem die Ausbildung. die ~r 
genießt. nicht hoch und qualitativ gut genug $ein kann . 
Denn diese Lehrer des Volke.,, wie w:r sie uns vor
stellen als Demokraten, erzi~hen unser wertvollstes 
Gut, unsere Kinder, zu vollwertigen Menschen mit 
sittlichen und moralischen Fähigkeiten. Ich möchte 
noch eine Bemerkfmg machen gegenüber dem Herrn 
Kollegen Dr. Wuenneling; des.:;en .,,dichterischen Ruhm'· 
;m Hause ihm .wohl niemand streitig machen will, ob
wohl man• über das Ergebnis im Goethe-Jahr geteilter 
Meinung ~ein kann. Aber ich darf darauf hinwei~C:!'n , 
daß gerade, weil wir wissen, um welche tiefen. Pro
bleme es sich handelt, wir tins dagegen wenden. daß 
man absolut seine Meinung zu einer totalitären Auf
fassung macllen will. Wir haben unsere besonde1·en 
wissenschaftlichem und philosophischen Auffassungen 
:,:u den Fngen der Religion. Aus diesem Grunde ·.rei-
!angen wir Toleranz :für ailc und er.v-arten in diesem 
·F&lle, daß Sie erkennen,' daß unsere sozialistische Idee 
von einer hohen Ethik und Moral durchdrungtm ist und 
daß wiT in di~sem Sinne auch unsere Kinder und die 
kommende Generation erzi.ehen wollen, weil wir wis
sen, daß Sie die Fackel der Wahrheit . nie auslösc\1e:1. 
können. • 

Präsident : 

Das ,~Tort hat Frau Abgeordnete • Dr. Gantenb.,.rg 
(CDU.).~ ~ 

A b g. D r. G a n t e n b e r g ; 

Meine Damen und Herren! Der Her.r Kollege Cronen
bold hat Besprechungen, die bei Gelegenheit der Koali
tionsbildung stattfanden, den Namen „Stillhalteabkom
men'· gegeben. Ich möchte hier feststellen; daß dieser 
Name, de.r ja auch heute in der Debatte .oft genannt 

· wurde. von ihm geprägt ist. Damals i.st in keiner 
Weise dieser· Name gefallen, und ich habe erst vor 
einigen Wochen diese.s Wort zum erstenmal gehört. Da 
ich damals an diesen Besprechungen teilnahm, möcrite 
ich noch einmal sagen, welches Ziel und welche Grund
lagen· die.se Besprechungen hatten. Wir waren uns ua
dals gam. klar darüber, daß in einer · Zeit scli,wers:er 
politischer S ituation, in einer Zeit .der größten wir t
schaftlichen Not und in einer katastrophalen Ernäh
rungslage wir alle keinerlei Interesse an einem Kultur
kampf, oder · an einem Schulkampf hatten. Darum 
haben wir uns damals zusammengesetzt und haben 
ge3.agt, wir wollten diesen Kulturkampf und die Er
regung um Schulfragen vermei<len, wir wollten dai-um 
den AMikel 29 der Verfassung nicht so aktiviere~, daß 

wir wilde Umstellungen und schnelle übereilte Um
organ.isationel} von Konfessionsschulen aU:f Simuitan
schulen oder umgekehrt, Sim~ltanschulen auf Konfes
sionsschulen durchführen wollten, und wo Bestrebun
gen dahin sich zeigten, von uns aus dämpfend und 
zurückhaltend zu wirken. Dieses Ab.kommen hab'en wir 
gehalten. Wir stehen auch heute noch dazu. 

Wir haben in diesen Besprechungen, das möchte ich 
auch sagen, in keiner Weise Verzicht geleistet auf •.m
sere prinzipielles. Elternrecht. Wir haben auch in kei
ner Weise uri.s verpflichtet, irgend etwas gegen die Ver
fassung zu tun. Das haben wir nicht getan, hätten wir 

. auch ga:r nicht tun können. Und wenn es einzelne gc
tan hätten, hätten sie die Billigung unserer Fraktion 

• niemals gefunden. 
Ich möchte weiter sagen, daß ich mit großer· Befrie

digung von der Erklärung der sozialdemokratischen 
Fraktion zur Kerrntrus genommen habe, daß sie dem 
Religionsunterricht in d;:n Berufsschulen zustimmt. Aus 
erzieh.erischcr, aus pädagogischer Verantwortun-g- he):'.·· 
au.;;, halte ich den Religionsunterricht an d€n B2rufs..: 
schulen 'für ein wichtiges, entscheidendes Hilfsmittel, 
unsere Jugend vor einem weiteren Abgleiten zu be
wahren und darum danke ich für diese Erklärung 

. se_hr. I'* m\J.ß aber feststellen, daß Herr Kollege Cro~ 
nepbold, ich müßte sehr mißverstanden haben, noch 
sE-hr ,;ieutlich gesagt hat, daß er den Religionsunterrichr 
an den Berufsschulen Rheinhessens ablehnt, weil er 
doi:1; nie gewesen sei. 

Präsident : 

· 1 A ~:~ ::~tz ~: :e: r~bgeordnete Dr. Zimmer (CDU.). 

1 Meine Damen und Herren! Nachdem der von der 
1 Presse aufgeworfene Fragenkomplex nun in .seiner 1 ganzen W·eite von den verschiedenen Sefüm her erfir

tert worden tst 1.md dabei die grundsätzliche Auffa;;
' sun~ der verschiedenen Parteien genügend zum Aus
! druck gekommen ist, bleibt mir nur übrig, auf einige 

Punkte, -die im Laufe der Diskussion hier rutage ~-.:?

treten sind, einzugehen. Vor.her aber bin ich zu meinem 
großen Bedauern· gazwungen, auf einen Zwischenruf, 
den der Abgeordnete Bögler getan hat, einzugehen, als 
der Abgeordnete Dr. Wuermeling erwähnte,· daß d '.e 
Militärregierung ihr Veto zurückgenommen habe. Nach 
meiner Meinung und nach meiner ·Freunde Feststel
iung hat d~r Abgeordnete Bögler den Zuruf, gemacht . 
ich nehme an, daß er auch protokollarisch festgehalten 
ist, .. mit welcher Gegenleistung". (Abg. Bögler: Stimmt, 
Herr Kollege Dr. Zimmer.) kh stelle fest; daß Sie 
zustimmen. ~err Kollege Bögler, ich muß die in diesem 
Zwischenruf liegende uns und vor allen Dingen die
jenigen, die die Besprechung geführt haben, betref
fende Diffamierung mit aller Entschiedenheit als völlig 
halllos und uns in der Ehre h"effend, zurückweisen. 
(Zuruf Abg. Bögler [SPD.): Es gibt pcwtische Gegiml(.>i
stungen.) Mit dem Außenminister Schuman haben 
selbstbewuß.te deutsche Männer verhandelt · (Zurufe: 
seh,; gutt), äie in keiner Weise vor ihm zu Kreuze ge
krochen sind, sondern die Wert darauf gelegt haben. 
ihm d ie unverblümte Wahrheit zu sagen. ' Von politi
schen Ge„chäften der angezogenen Art kann keine Red? 
sein. Es fällt mir schwer, daran zu glauben, daß dieser 
Zwischenruf lediglich aus e inem Affekt erfolgt ist'. Wir 
alle sind Affektmeri-schen und wir können einmal ein 
verkehrtes Wort sprechen. Den Eindruck hatte ich hier- . 
bei nicht. Ich muß der Erwartung Ausdruck geben, daß 
der Herr Kollege Bögler nach die.ser meiner Feststel
lung daraus die persönlichen Folgen zieht. (Zuruf Abg, 
Bögler {SPD.]: Wt>nn ich es für richtig haltet) 
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Mein_e Damen und Herren! Ich darf mit den Ausfüh
runien des Kollegen Feller, die zuletzt gemacht wor
den sind, beginnen. Herr Kollege Feller hat die Frage 
aufgewor!en, \\·arum konfessionelle Lehrerbildung, wo 
wir doch in den ver~chiedensten Gebieten Simultan
schulen haben und im übrigen ausii neue Simultan
~ulen, wenn die Eltern es verlangen, eingerichtet 
werden können und müssen. Da kann ich nur antwor
ten, daß in den Gebiete11 Pfalz und Nassau von jeher, 
auch insoweit simultane Volksschulen vorhanden sind 
stets konfessionelle Lehrerbildung gewesen ist. Dl~s~ 
konfessionelle Lehrerbildung dort !Ur die Sim~ltan
schulen hat sich nach übercinstimmenlier Auffassung 
der beteiligten kirchlichen Kreise aber auch der Be
völkerung bestens bewährt, und wenn Sie gegen diese 
konfessionelle Lehrerbildung eingestellt sind, ich glaube, 
dann unterstellen Sie, daß in diesen ·konfessionellen 
Lehrerblldungsanstalten der Geist der Intoleranz und 
Unduldsamkeit gezüchtet wird. (Abg. Feller: Das hat 
niemand gesagt!) Das ist vollkommen falsch, 1. histo
risch und 2. auch grundsätzlich. Es ist mir bekannt 
daß z. B. die aus den Nassaui.:1dlen Lehrerbildungsan~ 
stallen hervorgegangenen Lehrer durchweg in diesen 
Anstalten in der christlichen Duldsamkeit und in dem 
Respekt vor der Überzeugung des anderen unterrkh
tet und ausgebildet worden sind. Wir bitten, verwech
seln Sie also nicht Toleranz gleich Simultan, Intoleranz 
gleich konfessionell Ich habe schon 1n der Beratenden 
Landesversammlung darauf hingewles~n, wir m_ilssen 
ja überhaupt aus den Vorstellungen des neunzehnten 
Jahrhunderts_ heraus, als ob die konfessionelle ~indung 
gegenüber dem anderen eine Abwehrstellung bedeutet. 
Au! allen Geöieten der Kultur bedeutet es etwas ganz 
anderes. Kon!'.essionelle Bindung bedeutet Verpflich
tulli zu den religlös~n Grundsätzen, ,die die betreffen
den Konfessionen den einzelnen auferlegen. Ich habe 
schon gesagt, wenn wlr uru heute auf. allen Gebieten 
die Mühe macllen, auch wir in der CDU., um die kul
turpolitische Grundtendenz des neuru:ehnten Jahrhun
derts, dle Im Prinzip doch der Geist der Unduldsam
keit ul}d Oberhebllchkeit war, zu ,überwinden, soll man 
nicht fmmer wieder in alte Phraseologien zuruckrallen. 
Damit muß Ich leider auch auf einen anderen Ausdruck 
zu sprechen kommen, den der Kollege Schieder ge
braucht hat. Er sprach von der „actio catholica". M<.?lne 
Damen ·und Herren! Ich bln im Jahre 1932 verpflichtet 
gewesen, diesem Ausdruck nachzugehen, weil damals 
in den evangelischen Gebieten im ·ganzen Osten die 
evangelische Bevölkerung einfach völlig durcheinandi;r 
gebracht wurde mit dem Argument- der natlonal.sozia
listis-chen ,Agitation: ,,Ihr sollt nächstens nach Rom 
geführt werden"~ Meine Damen und Herren! Ich bringt! 
Ihnen heute noch konkreteste Unterlagen für diesen 

· ganz rlesenhaften Propagandafeldzug. ,,Actio catholi~a'' 
tgt eine inner-religiöse Angelegenheit. Sie bede:.ttet 
Mitarbeit der Laien in der Kirche zur Vertiefung d';!s 
rellgiösen Leb:ms und hat mfit dem allgemein politi
schen Leben il~haupt garnichts zu tun. Es ist das
selbe übrigens in der katholischen K"irche, was Lufücr 
1517 für d-te gesamte Kirche gefordert hat und was die 
evangelische Kirche bereits seit 400 Jahren innerhalb 
der evangelischen Kirche verwirklicht hat. Das hoH 
die katholische Kirche jetzt nach 400 Jahren _.nach, 
nämllC9 Mitarbeit der. Laien im kirchlichen Leben. Das 
meine Djimen und Herren ist ,,Kath9llsche Aktion" im 
kirchlichen Sinne. Ich bedauere, daß ich das hier ein-
mal sagen muß. · · 

Im Zusammenhang damit muß ich aach auf einen 
anderen Ausdruck. eingehen, der immer wieder mit 
klarer Tendenz gebraucht wird: Politischer Katholl-

zismus. Es tut mir ehrlich leid. wenn ehrliche Dcmo
kr~ten heute zu diesen Phrasen zurück;;rci.fon, ich 
nehme an, unbewußt, mit denen die Nationalst>ziali
sten, 1wie ich sage, vorwiegend in evangclis,:hen Ge
bieten 1932 ihren Wahlkampf geführt haben und zum 
Teil mit Erfolg. über da„ Thema selbst ließe sich noch 
manche:1 sagen. aber darauf mußte ich heute einmal' 
hinweisen . . 

Ich stimme den sehr ernsten Ausführungen des Kol
legerf Schmidt sachlich in dem Umfang vollkommen 
zu, wenn er ausführt, daß die Pri:s.severlautb :•.rungen 
für die Fraktionen nicht die Grundlage von Parteient
schließungen sein sollten. Das ist richtig t.nd d1nach 
Wt:'rden wir uns auch einzustellen wis~en. Ich begrüße 
diese. Erklärung, ich bewerte sie in der Richtun~, daß 
uns m kommenden Verhandlungen eine bessere Zu
sc1mmenarbeit ermöglicht wird und· g,ebc dem Wunsc-he 
Ausdruck, daß alle„ seitens der Fraktion,m geschehrn _ 
muß, um irreführende Falschmeldung,m in der Presse 
zu vermeiden. 

Meine Damen unq Herren! Es i,;t von der SC'hule 
gesprochen worden, von der Konfessionssd1ule die an · 
sich heute -gar nicht zur Debatte .$teht. Es ist ·erneut 

. unseren Gegnern gesagt worden, daß wir die beiden 
, Sehulen mit absoluter Gleich~rechtigung nicht nur in 

den Schulen verankert haben, sonden, auch ·in der 
Praxis des Landes verwirklicht sehen •.1öchten. Wir 

• tim das nicht aus irgendwelchen Überlegungen, son
dern au:1 Respekt vor dem Wilfon der Eltern. m„ 
kommunistischen Kollegen haben über den Ge'st dieser 
Schule gesprochen. Ich weiß n:cht, -:>b sie durch solche 
Schulen hindurchgegangen sind. Ich habe zu d~m Gt;?ist 
dieser Schulen soeben schon einige Bemerkungen ge
macht. Es wir'd. Aufgabe des Herrn Kultusministers sein 
dafilr zu sorgen, daß nach den Lehrplänen und nach · 
den Lehrkräften in unseren Schulen und simultanen 
Einrichtun·gen diesem Geist Rechnung getragen w:rd, 
nicht nur der Toleranz, wir wolle·,1 vielmehr a:s die 
kalte Toleranz, wir wollen gegenseitige Hoch3.chtung, 
Verständnis und Brud~rliebe, die uns ernst gemeint 
sind, die für un.;; nicht Phrasen sind, aum w~nn 
wir gelegentlich in heftiger Diskussion einm.il anein
ander geraten. Ich muß in diesem Zusainmenhan.., eine 
Auffa.Esung richtig stellen, die H~rr Kollege Fici midt 
gesagt hat. Er hofft, daß die Auffassung des Kollegen Dr. 
Wuermeling nidlt die . der CDU. ist. (Zuruf Abg. 
Schmidt: Sehr rlcht_ig!) Herr Dr. Wuermelln~ hat seine 
Ausführungen gemacht auf Grund der überciristim
menden Willensaaffassung der Fraktion. (Zurufe: Sehr 
richtig!) Die grundsätzliche Auffassung, die er hier zum 
Ausdruck gebracht hat, ist die der Fraktion. Es war 
seine Sache, dieser' Auffassung Ausdruck zu ~eb.m. Ich 
glaube nicht, daß Herr Kollege Dr. Wuermelin"' b,ab
sichtigt hat, heute 0,oethe Konkurrenz 7.U na j]ec1 in 
Formulierungen. (Zuruf Abg. Feller [KPD.J: Wäre 
.iuch vergebens!} E., kommt ja wirklich nicht uuf diese 
oder jene Formulierung an, son:iern auf die sachliche 
Tendenz. Kurz zu dem Kernpunkt des Antrages. Meme 
Damen und Herren, die · Verfa53ung ist seitens der 
Kommunisti.Schen Partei, ich möchte .;;a.gen. e~wa,; ba~a
tellisiert wo'rden in der Richtung, das gesagt wurde, 
sie lebt, sie schreitet fort, hängt ab von den politischen 
Kräften. Wir lehnen grundsätzlich diese Auffaimmg 
ab. Wir können dieser Auffassi..mg nicht z•.1~timm'l!ln·.~ 
weil die Verfassung in ihren grundsätzlichen Tenden
zen dem Fühlen und Denken und in ihrem •v<.;sent
lichen Inhalt der überwiegenden Mehrheit unseres 
Volkes in Rheinland-Pfalz über die Pa::ie,1en hinaus 
entspricht. Die Verfassung hat eine klare Gewaltl'n
teilung eingeführt und mit der G~walten,t~ilun~ (!i~en 



Stenographische Protokolle des Landtages von Rhemllmd-Pfalz.. I. Wahlperiode 

klaren Verantwortungsbereich geschaffen. Die fü gie
rung ist dem Parlament verantwortlich. Wenn ·<Jie 
Regierung in ihrer Exekutive etwas tut oder unter- · 
läßt, was der Mehrheit des Parlaments nich~ zu.sagt, 
dann kann das Parlament dafür die Regierung zur 
Verantwortung ,ziehen. Außer der pol;t;schen Ver
antwortung gibt es nun aber eine verfa"::sung.srer.::htlirhe 
Verantwortung, die in dem Artikel 7-7 niedergelegt und 
heute bereits zitiert worden ist. Wir s.ind deshal~ der 
Meinung, daß da.; Parlament in diesem Fall~ 'nkht das 
Red1t hat, in den Verantwortungsbereich der Regiemn1 
heute durch einen Bescbtuß e,inzudringcm. (Zwisdi.erimr 
Abg. Feller {KPD.}: Kann das Parlament. Es hat cla,; 
Recht, das es sich nimmt. wenn es ,sein soll. - Abg. 
Hermans, CDU: Ihre Auffass1.mg.) Das Pr.t'lament hat 
die ihm verfassungsmäßig zustehenden Rechte und 
nicht die Rechte, die es sich nimmt. Das ist eine ·. öllig 
revolutionäre Auffassung (Zuruf Abg. Feller {KPD.]: 
Sehr gut!), die vom · positiven Recht völli~ abw1-~1cht. 
(Zuruf Abg. feller [KPD.]: Das rückständig ist!) Herr 
Kolleze FeHer; damit 9red!gen Sie nicht nur der Will-

. kür, sondern damit predigen Sie• der Macht und der· 
Gewalt das Wort. (Abg. Feller [KPD.}: Ich proklamiere 
nur das Recht der Demokratie und nicht die , Macht 
de;;i Kapitalismus!) Meine Damen und Herren! Das sinr.l. 
die Konsequen..en, die sich aus dieser Auffa.ssun,g ~r
geben. (Abg. F.eller [KPD.): Das Parlament ist sou.
verän.) .,,... 

P:räsid'ent: 

Ich · bitte den Abgeordneten Dr. Zimmer w,•:tE>r
sprechen zu lassen. 

Dr. · Zimmer (CDU.) fortfahrend: 

Sehen Sie s ich doch · bi tte die Verfä,s.sung einmal an, 
da gibt es noch einen anderen Partner,. der über dem 
Parlament steht, das ist das Volk. Das V~lk hat wie- . 
derholt in diesem Jahre gesprochen hier in Rheinla1i:i
Pfalz und das Volk hat keine.'lfalls für Sie- ge-sprochen. 
(Beifall CDU. - Unverständlicher Zwist;:henruf de~ Abg'. 
J.<'eller - Abg. Hertel: Aber auch ni-cht in der Richtun5 
einer Stärkung der CDU., insbesondere in der Pfalz 
nicht.) Da müßte ich darüber .noch eine andere Unter
haltung beginnen. 

Meine Damen und Herren! Wir , vedangen die An
wendung der Verfassung und wir könne~ uns deshall:t 
dem Antraa der SPD. nicht anschließen. Die vom 
Vertrauen d~.; Landtags gewählte Lani;ie.sregi~rung hat 
verantwortlich diesen Aufgabenkomplex zu prüfen. Es 
ist ihre Aufgabe, Entschlüsse zu fassen, gegebenenfalls 
unter Hinzuziehung der entsprechenden Aus.s~üs3c und 
kann dem Parlament diese Entschlfüse mitteilen , und 
dann mag des Parlament entscheiden. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack (DP.J . 

Abg. Dr. Nowack: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich muß 
Veranlassun'g nehmen, zu dem Schluß der Ausführun
gen, die der Herr Kollege Dr. Whermeling vorhin ge
macht hat. noch Stellung zu nehmen. Herr Kollege Dr. 
WuermE>li~g hat hier am Ende seiner Rede Ausfüh
rungen gemacht, denen mit aller Entschiedenheit 
widersprochen werd:?n muß. Herr Dr. Wuerr1;eling hat 
erklärt, daß es sirh bei der Abstimmung um den An
trag der sozialdemokratischen Partei darum handele, 
daß man für den V..erfassungsbruch oder gegen den 
Verfassungsbruch stimme. Das bedeutet eine Behand-· 

lung der FragEl, die den Boi:i.en sachlicher Auseinander
setzungen vollkommen vef'läßt und die D.inge auf ein 
Gleis st'hiebt, auf das sie nicht gebracht zu werden 
b,rauchen: Es ist .·daher notwendig, noch einmal den 
1'atbestand, um den es sich handelt, mit aller Exakt
~eit festzustelle~, ~ f{llschen Auslegungen oder l;>eu- · 
tungen von vornherein jeden Boden zu entziehen. E,s 
geht hier, formal gesehen, um eine verfassungsrecht
liche Frag(', nämlich um die Frage, ob eine Bestim
mt.µ1g. der. Verfassung, die, soweit ich bisher aus der 
Dis}tüs.sion t!nlnommen habe, von keiner Seite be~ 
stritten, sondern v.on allen Seiten anerkannt wird, ob 
diese ~s.eitig aperkannte Bestimmung der Verfassung · 
nun ihre Auslegung finden soll iiuf dem Wege über· 
Erlasse up.d Verordnungen oder auf dem Wege üb.er 
ein Gesetz. Wenn l:uer nun die Forderung auftaucht,' 
man möge ein Gesetz machen; dann bede1_1tet das, daß 
die Mehrheit, die Anhänger dieser Idee, nicht das volle 
Vertrauen haben, daß alle Wünsche und Erwartungen 
in dieser komplizierten Frage durch einen kleinen
Kreis in del." für die Allgemeinheit errordedichen Weise· 
gtklärt und geregelt werden. (Zuruf br. Wuermcling: 
Man wüllScht ja cin verfassungswidriges Gesetz!) Nein, 
Herr Ko_llege Wuermeling, man wünscht kein verfas-'. 
sungswidriges Gesetz, Sie deduzieren falsch. Sie müs
sen· sagen: Wenn wir ein Gesetz machen, wäre das 
verfassungswidrig. - Das stimmt aber auch nicht. Sie 
könn-en auf keinen Fall sagen, daß man ein verfas- · 
sungswidriges Gesetz wünseht. Davon kann überhaupt 
keine Rede sein . Aber .es steckt hinter dieser verfas
sungsrechtlichen Frag~ nämlich die Frage pes Vertrau
ens. Dies·es Vertrauen soll eben herausgearbeitet wer
den, indem die Lösung dieser Frage auf dem Bodt::n 
eines Gesetzes erfolgt. Daß dieses Gesetz sich nur im 
Rahmen der Bestimmungen halten kann, die die Ver
fassung gegeben hat, daran .zweifelt doch kein Mensch 
hier im Hause,. denn 'wir wollen weder di,e Verfas
sung ändern noch in irgendeiner Weise eine neue Be
stii;nm;mg materiellen Rechtes hineinbringen. . · 

Es geht hie'r zudem noch um rein religiöse Frag~n, 
und für religiöse ;Fragen ist das Vertr.i.uen überhaupt 
Gtundla~ Und Vorbedingung. Wir haben schon eine 
Anregung an die Lahdesregierung gegeben. Der Herr · . 
Ministerpräsident hat noch nicht dazu Stellung ge
nommen. Wir haben auch nicht darauf gedrängt, heute 
zu dieser Fräge Stellung zu nehmen, aber wir empfeh
len nachdrüddlch, daß man den von uns gegebenen 
Anrei::ungen doch eine ernste Beachtung schenken 
möge. 

lch muß aber noch eine andere Äußerung des Herrn 
Kollegen Dr. Wuermeling hier einer- Kritik unter
ziehen. Herr . Ko11ege Dr. Wuermeling hat erklärt, daß 
es sich bef der Abstimmung über <;ien Antrag der 
SPD. um eine Entscheidung für oder gegen eine christ
liche Formung unseres Volkes handelt. Herr Dr. Wuer
meling, darum geht es ~bsolut nicht. Zum mindesten 
geht es für uns nicht datum. Wir haben schon bei den 
Besprechungen der Beratenden Landesversammlung 
gar keinen Zweifel darüber gelassen, daß wir die 
chrlstliche Durchdringung unseres Volkes wünschen 
und unterstützen (Sehr richtig!) und daß wir m'it un
serem ganzen kulturellen · Gedankengut auf dem 
Christentum fußen. (Zuruf Dr. Wuermeling: So wie 
Sie es auffassen1) Das haben jetzt Sie gesagt, aber 
nkht ich. Und nun· muß ich etwas sagen, Herr Kollege 
Dr. Wuermeling. etwas, was fch eigentlich nicht sagen 
wollte, abe1· wozu Sie sich mich nun durch die Art 
Ihrer Bemerkung~m zwingen. Sie haben uns vorhin 
hier· ein kleines Expose über Wahrheit und Freiheit 
gegeben. Wk wünschen hier. 'bei der Wahrheit zu 
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• bleiben und die reine Wahrheit zu entdecken und 
nlcllt eine durch agitatorische Formulierungen ver
fälschte Wahrheit zu schatten. Darauf kommt es uns 
an. Ich bitte Sie, sich doch diese Zwischenrufe zu über:. 
legen. Sle können mehr Porzellan zerschlaJen, als ein 
bon mot wert ist. Auch wir lassen in ~!iesen Fragen 
nicllt mit uns spassen,. Ich wiederhole also nocll ·el.nmal: 

Wir stehen auf dem Boden des christlichen Be
kenntnisses, der christlichen Kultur und wollen auf 
diesem Boden alle diese Dinge behandelt wissen, und 
behandeln sie auch so von uns aus. Wir wünschen 
aber, daß wir eine Basis finden, die eine Vertrauens
basis wird und nicht eine Basis, die brüchig wird, 
weil von ,vOrflherein die wesentlichen Unterlagen feh
len, um sie zu einem dauernden Fundament tu machen. 
(Beifall.) · 

Präsident: ,' 

Das Wort hat der Abgeordnete Hermans (CDU.) . 

Ä b' g, H er m a n s : 

. Meine Damen und Herren! Nur einige wenige Worte. 
Es scheint mir, nachdem die Debatte wirklich über den 
Rahmen des gestellten .Antrags erheblich hinausgcgan- · 
gen ist, notwendig, noch einmal den Antrag , zur Ver
lesung zu. bringen, um den es sich hier handelt. Der 
Antrag lautet: Die Inkraftsetzung des Artikels _36 der· 
Verfassung kann nur durch Landesgesetz geschehen. 
(Zuruf Abg. Diel: Nur dann!) Eine neue Fest~tellun~. 
Der Streit geht also darum: Ist das, was in der Ver
fassung steht, geltendes Recht, das die Regierung zu 
beachten hat oder nicht. Mit anderen Worten: Soll die 
VerwirkÜchung der Verfassung durch das Hineinwer
fen einer klaren Bestimmung in die Gesetzgebungs
maschinerie verzögert werden oder nicht? Daher steht 
unsere Fraktion auf dem Standpunkt, daß sje einem 
solchen Verfahren ihre Zustimmung nicht gebefi kann. 
Sie wird also den Antrag ablehnen. Im übrigen bean- · 
fragen wir jetzt Schluß der Debatte. (Zuruf Abg. Völ
ker: Das können Sie nicht! - Starke Heiterkeit.) 

Präsident: 

Herr Abg. Hermans, ich darf zunächst darauf auf
merksain machen, daß es geschäftsordnungsmäßig 
nicht möglich ist, daß Sie Schluß der Debatte bean
tragen. 

Das Wbrt hat der Abgeordnete Schmidt (SPD.) . 

A b g. S Ch m i d t : 

Meine 'Damen und Herren! Genau so kurz wie Herr 
Kollegen Hermans sich ausgesprochen hat, kann ich 
rdlch ebenfalls fassen . Ich bin kein Verfassungsrecht
ler, auch kein Jurist, aber icll glaube, wenn ich mich 
nicht irre, ist in Artikel 130 etwas gesa~ von der 
Verantwortlichkeit der Mlnlster für die Wohlfahrt 
des Landes. 

Ich darf nunmehr an folgendes erinnern·: Es dreht 
sich hier im Grunde - und alle juristischen Erklärun
gen helfen davon nicht los - um ein Probl!iffi, das, 
nachdem für den Regierungsbezirk Montabaur zwi
schen pen beiden Koalitionsparteien eine Erklä,rung 
ausgetauscht wurde, daß niemand daran denke; den 
dort vorhandenen Zustand zu ändern. Eine Erklärung, 
die der jetzige Minlsterpräs!dent damals in seiner 
Eigenschaft als Regierungspräsident abgab, uni:I ich er
acllte diese !ür den Regiernng:lbezirk Monta\iaur noch 
als gegeben. (Zuruf Ministerpräsident Altmeler: Brin
gen Sie doch nicht Erklärungen, Herr Kollege Schmidt, 
die docll mit der Sache wirklich nicht.s zu tun haben!) 

" 4 "' , , II• , J · ' . 19 

Herr Min:isterpräsident, ich bedaure außerordentlich. 
in d iesem Fall an folgendes erinnern zu miissen: Ich 
bin zwei Tage nach der Volksabstimmung über den 
Schulartikel in Ihrem Dienstzimmer in Montabaur ge
wesen und habe Ihnen die Frage vorgelegt: Herr Re
gierungsprä~dent, welche Schlußfolgerungen, werden 
sich aus der Abstimmung für 4nseren Bezirk ergeben „ 
Darauf habe ich Ihre Erklärung erhalten, daß ··Sie in 
'Gbereinstimmung mit dem Herrn Bischof von Limburg 
der Meinung seien, daß an dem derzeitigen Schul
system 1m Regierungsbezirk Montabaur nichts geändert 
werden soll. (Protest.) 'Dieses Schulsystem ist das 
Simultansystem. Deshalb betrachte ich die jetzt ge
führten Auseinandersetzungen als nicht bedeutend für 
unserei;i Regierungsbezirk. Es handelt sich hier in er
:stH Linie um E;in Problem, das die Regierungsb ~zi1·ke 
Pfalz und Hessen interessiert, ein Gebiet, wo bJi der 
Ab3timmung über den Schulartikel eine starke Mehr
heit sich für die Ablehnung des Artikels ergab. Wenn 
nunmehr in dieses Gebiet ein neuer Streit hineinge
tragen würde (Zuruf : Wer will denn diesen hinein
tragen?) - die Schärfe c!er heutige_n Auseinanderset
zungen unterstreicht dies -, dann bedeutet -dies, daß 
die politischen Gefahren, die ohnehin in dies·en Be
zirken für den Bestand unseres Landes gegeben sind, 
nicht vcrminde_rt, sondern vermehrt werden und daß 
für die Erhöhung der politischen Gefahren durch 
irgendwelche .Handlungen jeder Minister die Verant
wortung trägt und auf . Grund des Artikels 130 :i:ur 

· Verantwortung gezogen werden kann. , 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
hegen nicht vor. Ich glaube, daß der Antrag sich damit 
erübrigt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel (SPD.). 

A b g. H e r t e l : 
' fu dt:m Antrag selbs} eine Berichtigung des Textes. 

Die sozialdemokratische Fraktion schlägt vor, den von 
ihi;- eingereichten Antrag folgendermaßen abzuändern: 
„Die Durchführung des Artikels 36 der Verfassung hat 
durch Landesgesetz zu geschehen." 

Präsident: 

Sie haben die Ausführun~en gehört. Wir kommen 
· nunmehr zur Abstimmung. Es ist namentliche Abstim
mung beantragt worden. Die Untersfützungsfrage 
brauclle ich wohl nicht zu stellen, da ,die namentliche 
Abstimmung von ~er CDU. beantragt worden ist, 11nd 
die CDU. die. Frage zweifellos unterstützt. 

' Wer für den Antrag der SPD .. ist, bitte ich die blaue 
Karte mit „Ja" abzugeben, wer gegen diesen Antrag 
Ist, die rote Karte mit „Nein", wer sich enthalten will, 
die gelbe Karte. (Zuruf: Nicht ehe} abstimmen lassen, 
bis alle da sind!) Ich werde zunächst läuten lassen und 
die Ab6eordneten t:itten, ihre Plätze ~inzunehmen. 

1. Minute Pause. 

Meine Damen und Herrenl Nachdem geläutet wurd~. 
glaube ich, können wir nunmehr zur Ab„timmung 
kommen. Ich. bitte die Beisitzer. die Stimllli,eitel ein~ · 
zl.).sammeln. 

Ieb. frage hiermit: Haben alle Abgeordntcn ihrer 
Stimmabgabe genügt? Ich höre keinen Widerspruch, 
damit ist die ,Abstimmung geschlossen; 

Es haben sich an der Abstimmung l:Teteiligt 92 Ab<te
ordnete. Für den Antrag haben gestimmt 44 Ab6eord-
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net<:>n. gegen den Ant.rag haben gestimmt 48 Abgeord
nete. '(Beifall CDU.) Damit ist der Antrag abgelehnt 

Außerhalb der Tagesordnung hat der Abgeordn<>t'-' 
Her1:el (SPD.) das Wol'.'t erbeten. 

Abg Hertel: 

JC'h darf vom Platz aus sorec:hen. Die soeben erfolgte 
Abstimmung hat gezeigt. daß in einer bedeutsamen 
1'T:1ge die maßgebenden politischen Kräfte dieses Hau'
:,0S k"'inlc'n gemeinsamen Standpunkt :m finden ver
mochten. Immerhin ist festzustellen . daß drei Ft·aktio
r,en dieses Hauses, welche die Mehrheit desselben ver
lüirpern. für den Antrag gestimmt haben und die Zu
fo llsmehrheit riur durch einige schwere Erkrankungea 
bei d„n Mitgliedern dE>r Linken des Hauses zustande 
kam. 

Die Abstimmung wirit eine Reihe weiterer poli-
1 ischer Fragen auf. insbesondere deshalb. weil der 
Herr Minister bei der Begründung seines Standpunkte·., 
ntH' rt'in fonnaljuristi!';Chc Gesichtspunkte hervor-

• 

• gehoben hat. Wir vermissen vor allem jede Spur polt-
tischen Ji'ingerspitzcngt'fühls. über das vor allem der 
Herr Kultu:::minister in so außerordentlichem Maße 
\:(.;!fügt. 

ALts ~tll' diesen Gründen lst es notwendig, darauf hi n
:.wwei.s(!A, daß sich mit der entstandenen Situation die 
Pflrt('iinstam:en df'r SPD. bal<i ig<;t befa~sen werden. 

Präsiden t: 

Herr Abgeordneter Hertel, ich darf darauf au-fmerk
sc1m rnach~n, daß nach ·meinen Feststellungen 47 Ab
geordnete der CDU. anwesend sind, so daß also auch 
von anderen Parteien eine Stimme mindestens dafür 
gewesen ist. tZuruf Abg. Hertel: DQr war sich im un
lµaren ! - Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind an den Schluß 
, unserer Tagesordnung gekommen. Ich schlage Ihnen 

vor, die nächste Sitzung des Landtags auf den 15. Fe
bruar einzuberulen. 

Schlul~ der Sitzung 17.15 Uhr . 

• 
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Namentliche Abstimmung 

in der Si~ung des Landtags Rheinland-Pfalz am 20. Januar 1949 zum Antrag 11/791) 

l. .A'.ltmeler, Peter 
2, Dr. Asholt, Theodor 
3. Halein, Jose!ine 
4. Baumgärtner, Fritz 

Nein 
Ja 
Ja 

II. Bechtel, Heinrich Ja 
6. Bpenbach, Johann . Ja 
7. Bettgenhäuser, Emil Ja 
8. Betz, Adolf Ja 
9. Dr. Bieroth, Jak. Wilh. Nein 

10. Dr. Boden, Wilhelm Nein 
11. Bögler; Fr&nz Ja 
12. Böhm, Hans Ja 
13. Breitbach, Jakob. Nein 
14. Brenner, J~e! Nein 
15. Buschmann, Em.st Ja 
16. CaluJek, Anton Ja 
17. Claus, Franz Ja 
lll. Dr. Dr. , Christo!!el, Karl Nein 
19. Cronenbold, Justus Ja 
20. Daubcr, RudoU Nein 
21. Dedcnbach, Michael Ja 
22. Demmerle, Jakob Nein 
23 .. Dewald. Stefän Nein 
24. Diel, Jakob Nein 
25. Doerner, Joseflne Nein 
26. Dllrr, Christoph Ja 
27. Drathen, Ewald Nein 
28. Orlesbeck, . Hans Ja 
29. Feller, Willy Ja 
30. Fickeisen', Fritz ' Ja 
31. Fittler, Karl Ja 
32. Franke, Wilhelm Nein 
33. Frank, Johannes Ja 
34 •. Pleper, Julius Nein 
35. Dr. Gantenberg, Mathilde Nein 
36. Gänger, Willibald Ja 
37. Gibbert, Paul Nl'!in 
38. Dr. Groß, Karl 
39. Dr. Haberer, Hanns 
40. Dr. Hablghorst, Georg 
41. Harlg, Peter 
42. Hartard, Bertram 
-48. Hartmann, Friedrich 
44. Heep, Jakob 
45. Heller, Franz 
46. Hermans, Hubert 
47. Hertel, Eugen 
48, Dr. Hoffmann, Hans 
49. Horch, Karl Ftiedr. 
50. Jahn, Jakob 
51. Jaeobs, Peter 
52. Jo.sten, Johann Peter 
!53. Junglas, Johann 

. 54. KaUnowski, 'Paul 
115. Kuhn, Karl 
M. Lenz, Wllhelm 

Nein 
Nein 
N~n 
Nein 
Nein 

Ja 
Nein 
Nein 

Ja 
Ja 
Ja. 

Nein 
Ja 

Nein 
Nein 
Nein 

Ja 

Entschuld . 

Entschuld. 

Entschuld. 

/ 
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57. Lichter, Robert NE;in 
58. Dr. Lichtenberger, Walt. ,. 
59. Lorenz, Ernst 
60. Lorth, ;Johann 
iu. Ludwig, Adolf 
62. Matthes, Hermann 
63. Migeot, Martin 
64. Müller, Herbert 
65. Neumayer, Fritz 
66. Dr~ Nowack, Wilhelm 
67. Re!chling, Ludwig 

Nein 
Ja 

Nein 
Ja 
Ja 
Ja 
Ja 

68. Dr. Ritterspacher. Ludw. 
Nein 
Nein 

69. Röhle, Paul 
70. Rörig, Christian • 
71. Roth, Ignatz 
72. Rothländer, Helene 
73. Rü'Q, Julius 
74. Seppi,Elfriede 
75. Selzer, Jakob 
76. Dr. Süsterhenn, Adolf 
77. Spies, August 
~- Steffan; Jakob 
79. Steger, Alfred 
80. Stübinger, Oskar 
81. Schieder, Leo 
82. Schlick, Josef 
83. Schmidt, Friedrich 
84. Schmidt, Otto 
85. Scheerer, Arthur 
86. Schroeder, Franz Paul 
87. Dr. Schüler, Wilhelm 
88. Thome, Hubert 
89. Tönges, Rudolf 
90. Trapp, Anton 
91. Volkemer, Fritz 
92. Völker, Heinrich 
93. Wagner, Friedr. Wilh. 
94. Weber, Tobias 
95. Dr. Weiß, Ella 
96. Wetzel, Ernst Jakob 
97. Wohlleben, Gerd 
98. Wolters, August 

Ja 
.ra 

Nein 
Ja 

Ja 
Nein 
Neui 

Ja 
' Ja 

Nein 
Ja 

Nein 
Ja 
Ja 
Ja 

Nein 
Nein 
Neln1 

Nein 
Nein 

Ja 
Ja 

Nein 

Nein 
Ja 

Nein 
99. Dr. Wuenneling, Fr.-Jos. Nein 

100. Ziegler, Jakob Nein 
101. Dr. Zimmer, Aloys Nein 

Z u s a m m e n s t e I l u n g,: 

Ja 
Nein 
Enthalten 
Fehlt.en 

-Fehl\ 
Entschuld. 

Entschuld. 

Entschuld. 

Entschuld. 

Entschuld. 
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